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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Guido 

Westerwelle 

(F.D.P.) 


Wann gedenkt die Bundesregierung angesichts 
des Umstands, dass es in Deutschland etwa 
350 000 sehbehinderte Menschen gibt, ihr In- 
ternetangebot unter www.bundesregierung.de 
für Sehbehinderte und Blinde zugänglich zu 
gestalten und insgesamt darauf hinzuwirken, 
dass die Lesbarkeit von Webseiten der Regie- 
rung und der Ministerien für sehbehinderte 
Menschen gewährleistet wird? 


Antwort des Staatssekretärs Uwe-Karsten Heye 
vom 4. Juli 2000 

Das Internetangebot der Bundesregierung unter www.bundesregie- 
rung.de verfügt seit Jahren über eine Textversion, die es Sehbehinder- 
ten ermöglicht, das Informationsangebot der Bundesregierung zu nut- 
zen. Das bisherige Angebot wurde durch einen Relaunch am 26. Mai 
2000 abgelöst. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung ist sich der be- 
sonderen Bedeutung der Lesbarkeit von Internetangeboten für Sehbe- 
hindwerte bewusst. Aus diesem Grund wird derzeit ein umfangreiches 
und fast vollständiges Angebot für Sehbehinderte erstellt. Diese neue 
Textversion wird Ende Juli 2000 im Netz verfügbar sein. 

Im Rahmen seiner Koordinierungsfunktion hat das Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung alle Ministerien über die Existenz 
der so genannten W3-Richtlinien zur barrierefreien Gestaltung von 
Internetseiten informiert. 

Der barrierefreie Zugang zu den Informationsangeboten der Ministe- 
rien wird auch im Rahmen der Ausschreibungen für neue Internetauf- 
tritte berücksichtigt. 


2. Abgeordneter 

Dr. Guido 

Westerwelle 

(F.D.P.) 


Treffen Presseberichte zu (FOCUS vom 
10. Juni 2000), wonach der Bundesnachrich- 
tendienst bereits vor etwa einem Jahr die Bun- 
desregierung davon in Kenntnis gesetzt hat, 
dass in verschiedenen bei Touristen beliebten 
Reisezielen Südostasiens mit einer erhöhten 
Gefährdung - auch durch terroristische Ent- 
führung - zu rechnen sei? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank-Walter Steinmeier 
vom 6. Juli 2000 

Zur Beantwortung verweist die Bundesregierung auf ihre Antworten 
zu den Fragen 1 und 1 8 der Abgeordneten Anita Schäfer in Drucksa- 
che 14/3893. 


3. Abgeordneter 

Dr. Guido 

Westerwelle 

(F.D.P.) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung durchführen, um den Informationsfluss 
zwischen Nachrichtendienst und dem jeweils 
zuständigen Ressort zu verbessern, damit über 
potentielle Gefährdungen für Reisende besser 
aufgeklärt werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank-Walter Steinmeier 
vom 6. Juli 2000 

Der in der Frage angesprochene Informationsfluss, wie auch die Um- 
setzung der relevanten Informationen in Hinweise für Reisende, war 
- und ist auch künftig - gewährleistet. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter 

Klaus 

Bühler 

(Bruchsal) 

(CDU/CSU) 


Welche Bemühungen unternimmt die Bundes- 
regierung, um eine Übernahme der Beschäf- 
tigten des Generalsekretariats der WEU in das 
EU-Ratssekretariat zu ermöglichen, und wel- 
chen zeitlichen Horizont sieht sie für die Über- 
nahme vor? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gunter Pleuger 
vom 12. Juli 2000 

Die Bundesregierung hat sich in der WEU und in Gesprächen mit 
dem Hohen Repräsentanten der EU für die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik und Generalsekretär der WEU frühzeitig für eine 
pragmatische Lösung der mit der Überführung von Aufgaben der 
WEU in der EU verbundenen personalpolitischen Fragen eingesetzt. 


5. Abgeordneter 

Klaus 

Bühler 

(Bruchsal) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass der Vorschlag, die Beschäftigten des Ge- 
neralsekretariats der WEU zu entlassen statt 
sie in das EU-Ratssekretariat zu übernehmen, 
das Risiko einer Verschwendung von Steuer- 
mitteln bedeutet? 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 3 - 


Drucksache 14/3911 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gunter Pleuger 
vom 12. Juli 2000 

Die Bundesregierung hat stets darauf hingewiesen, dass auch unter 
Kostengesichtspunkten eine pauschale Entscheidung, die die Über- 
nahme von WEU-Personal generell ausschliesst, nicht akzeptabel ist. 


6. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Sieht sich die Bundesregierung an den Brief- 
wechsel des Auswärtigen Amts vom 27./ 
28. September 1990 zur Überleitung einschlä- 
giger Kontrollratsbestimmungen auf das Bei- 
trittsgebiet gebunden, und wenn ja, warum? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gunter Pleuger 
vom 12. Juli 2000 

Durch den Briefwechsel vom 27./28. September 1990 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und den Regierungen 
der französischen Republik, der Vereinigten Staaten von Amerika 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
(Bekanntmachung vom 8. Oktober 1990, BGBl. 1990 II S. 1386) 
wurden der „Deutschlandvertrag“ und der „Überleitungsvertrag“ 
nebst ergänzenden Dokumenten mit der Suspendierung der Rechte 
und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in Bezug auf Berlin und 
auf Deutschland als Ganzes zunächst vorläufig und sodann mit In- 
krafttreten des Vertrags über die abschließende Regelung in Bezug 
auf Deutschland am 15. März 1991 endgültig außer Kraft gesetzt. Es 
wurde jedoch vereinbart, dass einige Bestimmungen des Überleitungs- 
vertrages fortgelten sollen. Insoweit ist das vereinte Deutschland 
gebunden. 


7. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung zu, dass die deutsche Minderheit in Polen 
und ihre Organisationen von der Möglichkeit 
ausgeschlossen sind, Eördermittel der Europä- 
ischen Union zu erhalten, und falls ja, gibt es 
Bemühungen der Bundesregierung, hierbei ge- 
genüber der polnischen Seite auf eine Ände- 
rung hinzuwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gunter Pleuger 
vom 12. Juli 2000 

Maßnahmen und Eördermittel der EU zur Unterstützung der Wirt- 
schafts- und Sozialreform in Polen sind auf Kooperationsvorhaben 
ausgerichtet, bei deren Auswahl den Präferenzen und Wünschen Po- 
lens Rechnung getragen wird. Die polnische EU-Beitrittspolitik wird 
einschließlich der Anträge auf EU-Eörderprogramme vom interminis- 
teriellem Komitee für Europäische Integration (UKIE) koordiniert. 
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Der Bundesregierung liegen keine Hinweise für eine Diskriminierung 
der deutschen Minderheit in Polen bei der Vergabe von EU-Förder- 
mitteln vor. Nach Kenntnis der Bundesregierung fördern Europä- 
ische Union und polnische Regierung im Rahmen ihrer PHARE-Mit- 
telbelegung (PHARE = Aktionsprogramm zur wirtschaftlichen Um- 
strukturierung Mittel- und Osteuropas) auch Projekte in Regionen, in 
denen die deutsche Minderheit lebt. Hauptsiedlungsgebiete der deut- 
schen Minderheit sind allerdings bislang nicht schwerpunktmäßig ge- 
fördert worden. Die polnische Regierung hat bei der Mittelvergabe 
die Tendenz, die östlichen Woiwodschaften, die auf Grund ihres Ent- 
wicklungsstandes stärkerer Strukturförderung bedürfen als die west- 
lichen, stärker in die Förderung einzubeziehen. Schwerpunktgebiete 
der EU-Förderung für das Jahr 2000 sind die Woiwodschaften Erm- 
land-Masuren, Schlesien, Podlachien, Eublin und Vorkarpaten. 

Gegenüber der Europäischen Union plädieren die Bundesregierung 
und die Republik Polen dafür, PHARE und Interreg-Mittel künftig 
noch besser zu koordinieren, so dass eine noch bessere Förderung der 
Grenzregionen möglich ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


8. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Wie viele Beförderungen von Beamten sind 
vom 1. Januar 1997 bis zum 30. Juni 2000 
beim Bundeskriminalamt durchgeführt wor- 
den (bitte nach Jahren und - soweit möglich - 
nach Besoldungsgruppen aufschlüsseln, sowie 
jeweiligen Anteil an der Gesamtzahl der Be- 
amten angeben), und wie viele Beförderungen 
können derzeit auf Grund gerichtlicher Ent- 
scheidungen nicht vollzogen werden (bitte - 
soweit möglich - nach Besoldungsgruppen 
aufschlüsseln)? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 14. Juli 2000 


Beförderung 
nach Bes. Gr. 

1997 

1998 

1999 

2000 

Summe 

Anteil an der 
Gesamtzahl 
der Beamten* 

A3 

3 

2 

2 

- 

7 

100 v.H.** 

A4 

12 

15 

3 

2 

32 

100 v.H.** 

A5 

1 

2 

- 

18 

21 

39,6 V. H. 

A 6e 

9 

1 

1 

10 

21 

38,2 V. H. 

A 6m 

- 

7 

- 

- 

7 

100 v.H.** 

A7 

4 

7 

- 

10 

21 

50 V. H. 

A8 

2 

3 

- 

11 

16 

28,6 V. H. 

A 9m 

- 

- 

- 

1 

1 

1,4 V. H. 
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Beförderung 
nach Bes. Gr. 

1997 

1998 

1999 

2000 

Summe 

Anteil an der 
Gesamtzahl 
der Beamten* 

A 9m + Z 

- 

- 

- 

3 

3 

27,3 V. H. 

A 10 

91 

168 

- 

199 

458 

100 v.H.** 

All 

60 

29 

25 

100 

214 

38,4 V. H. 

A 12 

1 

- 

5 

- 

6 

1,1 V. H. 

A13g 

- 

- 

- 

10 

10 

3,3 V. H. 

A 14 

13 

- 

28 

8 

49 

62 V. H. 

A 15 

- 

2 

1 

5 

8 

5 v.H. 

insgesamt 

196 

236 

65 

377 

874 

- 


* Der jeweilige Anteil der beförderten Beamtinnen/Beamten an der Gesamtzahl der Beamten/-innen kann für die einzelnen Jahre 
wegen Zu- und Abgängen nicht ermittelt werden. Angegeben ist der prozentuale Anteil der insgesamt seit 1997 Beförderten an der 
aktuellen Zahl der Beamtinnen/Beamten in der jeweiligen Besoldungsgruppe. 

** Nach den Besoldungsgruppen A3, A4, A6m und AlO sind alle Beamtinnen/Beamten befördert worden, die die laufbahnrecht- 
lichen Voraussetzungen für eine Beförderung zum jeweiligen Zeitraum erfüllt hatten. 


Derzeit stehen aktuelle Anträge auf Erlass einstweiliger Anordnungen 

dem Vollzug der Beförderungen 

• nach Besoldungsgruppe A 9m (betrifft 9 weitere Beförderungsmög- 
lichkeiten) 

• nach Besoldungsgruppe All (betrifft 51 weitere Beförderungs- 
möglichkeiten) 

• nach Besoldungsgruppe A 12 (betrifft alle 136 Beförderungsmög- 
lichkeiten, in 2000 bisher keine Beförderungen) 

• nach Besoldungsgruppe A 13g (betrifft 62 weitere Beförderungs- 
möglichkeiten) 

• nach Besoldungsgruppe A 15 (betrifft 19 weitere Beförderungs- 
möglichkeiten) 

entgegen. 


9. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Was waren im genannten Zeitraum die Grün- 
de für gerichtliche Untersagungen beim Bun- 
deskriminalamt, und wie wurden oder werden 
diese Hindernisse ausgeräumt? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 14. Juli 2000 

Den Anträgen der Konkurrenten wurde von dem Verwaltungsgericht 
Wiesbaden und dem Verwaltungsgerichtshof Kassel für den Standort 
Wiesbaden und dem Verwaltungsgericht Köln für den Standort Me- 
ckenheim stattgegeben, weil Ermessensfehler im Beförderungsaus- 
wahlverfahren festgestellt wurden (z. B. kein Vergleich der Beurtei- 
lungszeiträume, Nichtberücksichtigung statusrechtlicher Ämter beim 
Vergleich der Beurteilungen, fehlerhafte fiktive Nachzeichnung von 
Eaufbahnen freigestellter Personalratsmitglieder). Das Oberverwal- 
tungsgericht Münster dagegen hat bei den Beförderungsauswahlver- 
fahren keine Ermessensfehler festgestellt. 
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Um die Hindernisse auszuräumen, hat das Bundeskriminalamt die 
entsprechenden Auswahlentscheidungen aufgehoben und neue Aus- 
wahlentscheidungen unter Berücksichtigung der Beanstandungen der 
Verwaltungsgerichte durchgeführt. 

Auch gegen diese erneuten Auswahl verfahren sind Anträge auf Erlass 
von einstweiligen Anordnungen gestellt worden (vgl. Antwort zu Fra- 
ge 8). Über diese Anträge wurde bisher nicht entschieden. 

In den anderen Fällen ist das Bundeskriminalamt auf Grund der 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes Kassel im Hinblick auf 
die Rechtsschutzgarantie (Artikel 19 Abs. 4 GG) an der Vollziehung 
der Beförderungen gehindert. 


10. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Konnten im genannten Zeitraum beim Bun- 
deskriminalamt sämtliche Beurteilungsdurch- 
gänge im gebotenen Umfang (z. B. Vollstän- 
digkeit der Vergleichsgruppe) und innerhalb 
der vorgeschriebenen Zeiträume abgeschlos- 
sen werden, und wenn nein, aus welchen 
Gründen? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 14. Juli 2000 

Die einzelnen Beurteilungsdurchgänge wurden generell im gebotenen 
Umfang durchgeführt. Fediglich in der Besoldungsgruppe A 10 muss- 
te die 1999 begonnene Beurteilungsrunde Anfang 2000 erneut durch- 
geführt werden, weil mittlerweile weitere Beamte die laufbahnmäßi- 
gen Voraussetzungen für eine Teilnahme am Beförderungsauswahl- 
verfahren erfüllten und daher ebenfalls aktuell beurteilt werden muss- 
ten. Die entsprechende Beförderungsauswahlentscheidung wurde An- 
fang Mai 2000 getroffen. 

Der in den Beurteilungsrichtlinien vorgegebene 2-Monatszeitraum 
zwischen Beurteüungsstichtag bzw. Anforderung und Vorlage der Be- 
urteilungen konnte nicht eingehalten werden. 

Gründe: 

• große Anzahl der zu beurteilenden Beamten (z. B. A9: 194, A 10: 
361, All: 528, A 12: 265), 

• äußerst zeitintensive, mehrfach zu führende Gespräche mit dem 
Ziel, die nach § 41a Bundeslaufbahnverordnung vorgegebenen 
Richtwerte einzuhalten und einen einheitlichen Beurteüungsmaß- 
stab sicherzustellen, 

• Gespräche zwischen Erst-/Zweitbeurteüern und Maßstabhaltern 
sowie zwischen Erstbeurteilern und zu beurteilenden Beamten 
konnten objektiv (Urlaubszeiten, Dienstreisen, Dienstunfähigkeits- 
zeiten u. Ä.) nicht durchgängig zeitnah sichergestellt werden, 

• Erörterungsbedarf der Frauenbeauftragten. 
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1 1 . Abgeordneter 

Carl-Detlev 
Freiherr von 
Hammerstein 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten veranschlagt die Bundesregie- 
rung für den geplanten Einsatz einer „Einwan- 
derungskommission“, und wie viele Mitarbei- 
ter sowie Sachmaterial (Pkw, Räumlichkeiten, 
Büroausstattung) werden dieser Kommission 
von der Bundesregierung zur Verfügung ge- 
stellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 11. Juli 2000 

Für die Kommission wird beim Bundesministerium des Innern eine 
Geschäftsstelle eingerichtet. Da der Geschäftsstelle die sächlichen 
und personellen Ressourcen des Bundesministeriums des Innern 
(BMI) zur Verfügung gestellt werden, sind derzeit keine Ausgaben er- 
kennbar, die nicht mit den vorhandenen Ressourcen geleistet werden 
könnten. 

Die Geschäftsstelle soll mit folgender Personalausstattung ihre Arbeit 
beginnen: ein Geschäftsstellenleiter, vier Referenten, ein Sachbearbei- 
ter, ein Bürosachbearbeiter. 

Die Unterbringung der Kommission und der Geschäftsstelle erfolgen 
in einer durch das Bundesverwaltungsamt bewirtschafteten bundes- 
eigenen Eiegenschaft. Die Möblierung und sächliche Büromittelaus- 
stattung (einschl. IT-Ausstattung) erfolgen aus dem Sortiment der 
vorhandenen Ausstattung. Die Bereitstellung von PKW erfolgt im 
möglichen Eeistungsrahmen der Fahrbereitschaft des BMI. 

Der auf die Arbeit der Kommission selbst entfallene Kostenanteil ist 
vor dem Hintergrund der noch offenen Personalausstattung der Kom- 
mission und der noch offenen Arbeitsdauer derzeit nicht bezifferbar. 


12. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund des Unglücks in einer Feuerwerkskör- 
perfabrik im holländischen Enschede am 
13. Mai dieses Jahres Novellierungsbedarf 
hinsichtlich der einschlägigen Vorschriften des 
Sprengstoffrechts insbesondere hinsichtlich 
der Mindestabstände von Eagerhaltungen und 
Fabrikation explosiver Feuerwerkskörper der 
verschiedenen Gefahrenklassen von Wohnbe- 
bauung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 12. Juli 2000 

Ein Bericht der zuständigen niederländischen Stellen über die näheren 
Umstände des Unglücks von Enschede liegt noch nicht vor, so dass 
erst nach Auswertung entsprechender Erkenntnisse über einen Novel- 
lierungsbedarf für das Sprengstoffrecht befunden werden kann. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


Beabsichtigt die Bundesregierung noch in die- 
ser Legislaturperiode eine Regelung herbeizu- 
führen, die dafür Sorge trägt, dass bei der 
Durchführung eines Versorgungsausgleiches 
Versorgungsanwartschaften aus dem Bereich 
des Beitrittsgebietes mit Versorgungsanwart- 
schaften bei der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte (BfA) verrechnet werden kön- 
nen, um so in vielen Fällen nunmehr einen 
Versorgungsausgleich durchführen zu kön- 
nen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 17. Juli 2000 

Versorgungsanrechte, die im Beitrittsgebiet erworben worden sind, 
unterliegen oftmals einer gesteigerten Dynamik. Diese geht über die 
Wertsteigerung von Anrechten hinaus, die im früheren Bundesgebiet 
erworben worden sind, und zielt auf eine Angleichung der durch- 
schnittlich niedrigeren Versorgungsanrechte im Beitrittsgebiet an die 
vergleichbaren Anrechte im früheren Bundesgebiet (Angleichungs- 
dynamik). 

Für den Versorgungsausgleich ergeben sich aus den dargelegten ver- 
sorgungsrechtlichen Vorgaben besondere Probleme. Die Anglei- 
chungsdynamik ist ein wesentlich wertbestimmender Faktor der im 
Beitrittsgebiet erworbenen Versorgungsanrechte und muss daher im 
Versorgungsausgleich berücksichtigt werden. Sind diese Anrechte mit 
Anrechten des anderen Ehegatten zu verrechnen, die einer anderen 
Dynamik unterliegen, so führt die auf das Ende der Ehezeit bezogene 
Wertermittlung zu nur vorübergehend zutreffenden Teilungsergebnis- 
sen. Die unterschiedliche Wertsteigerung der miteinander zu verrech- 
nenden Anrechte führt im Verlauf der weiteren Zeit zu einer Verschie- 
bung im Wertunterschied. Um nun zu verhindern, dass in solchen Fäl- 
len zwangsläufig später korrekturbedürftige Entscheidungen über den 
Versorgungsausgleich ergehen, sieht § 2 des Versorgungsausgleichs- 
überleitungsgesetzes grundsätzlich vor, den Versorgungsausgleich ab- 
zutrennen und bis zur Herstellung einheitlicher Einkommensverhält- 
nisse auszusetzen. 

Den betroffenen Ehegatten entsteht hieraus auch kein Nachteil. Liegt 
im Zeitpunkt der Scheidung bereits ein Leistungsfall (z. B. Rentenan- 
tritt) vor oder tritt er nach der Scheidung ein, so ist der Versorgungs- 
ausgleich - gegebenenfalls auf Antrag - gleichwohl durchzuführen. 

Eine Änderung des geltenden Rechts ist nicht beabsichtigt. Das Ver- 
sorgungsausgleichs-Überleitungsgesetz ist ein notwendiges Instrument 
zur versorgungsausgleichsrechtlichen Flankierung der tatsächlich vor- 
handenen versorgungsrechtlichen Unterschiede. Es wird seine Bedeu- 
tung erst mit der Aufhebung dieser Unterschiede verlieren, was im 
Grundsatz von der Herstellung einheitlicher Einkommensverhältnisse 
abhängt. 


13. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(F.D.P.) 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


14. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass laut Mitteilung des Präsidenten der 
Oberllnanzdirektion Hannover - Nord-Report 
Nr. 93/00, S. 2 - im OFD-Bezirk Hannover 
aufgrund des Ökosteuer-Gesetzes rund 42 000 
Anfragen aus betroffenen Wirtschaftskreisen 
zu beantworten gewesen sind sowie rund 360 
Anträge auf Erlaubnis von Inanspruchnahme 
von Stromversorgern und Stromeigenerzeu- 
gern, rund 1 1 000 Anträge auf steuerfreie bzw. 
steuerbegünstigte Entnahme von Strom, rund 
200 Anträge auf Erlass, Erstattung und Vergü- 
tung von Stromsteuer und rund 7 700 Anträge 
auf Erlass, Erstattung und Vergütung von Mi- 
neralölsteuer zu bearbeiten waren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 18. Juli 2000 

Im Rahmen der ökologischen Steuerreform wird auf der Grundlage 
der Klassifikation der Wirtschaftszweige unterschieden zwischen be- 
günstigten Unternehmen des produzierenden Gewerbes und der 
Land- und Forstwirtschaft einerseits und nicht begünstigten Unter- 
nehmen andererseits. Mit einem vertretbaren Aufwand für Unterneh- 
men und Verwaltung können so auf Grundlage einer typisierenden 
und generalisierenden Betrachtungsweise steuerliche Ausnahmerege- 
lungen zur Sicherung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft realisiert werden. Dabei entsteht nur dann ein 
Aufwand für die Unternehmen - soweit sie nicht Versorger oder 
Eigenerzeuger sind - wenn Steuerbegünstigungen in Anspruch ge- 
nommen werden sollen. Im Übrigen geht die Bundesregierung davon 
aus, dass die Anzahl der Anfragen aus betroffenen Wirtschaftskreisen 
auf die für alle Beteiligten neue Rechtsmaterie zurückzuführen ist. 


15. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass laut Mitteilung des Präsidenten der 
Oberfinanzdirektion Hannover - Nord-Report 
Nr. 93/00, S. 2 - von den insgesamt 61 im 
OFD-Bezirk Hannover in der Verbrauchsteu- 
ersachbearbeitung eingesetzten Beamtinnen 
und Beamten sich 27 ausschließlich oder teil- 
weise mit der Verwaltung der Öko-Steuer be- 
fassen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 18. Juli 2000 

Die Arbeitsabläufe im Bereich der Ökosteuersachbearbeitung werden 
zurzeit entsprechend den Vorgaben des Handbuchs für Organisations- 
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Planung des Bundesministeriums des Innern mit arbeitswissenschaft- 
lich anerkannten Verfahren mit dem Ziel untersucht, ein analytisch 
fundiertes Personalbemessungssystem für alle wesentlichen Tätigkei- 
ten in diesem Aufgabengebiet zu entwickeln. Bis zum Abschluss der 
Untersuchung muss vor Ort über den Personaleinsatz angesichts des 
sich konkret abzeichnenden Bedarfs entschieden werden. 

Unabhängig davon hält die Bundesregierung den Einsatz von 27 Zoll- 
beamtinnen und -beamten zur Verwaltung der Ökosteuer im gesamten 
Bezirk der Oberllnanzdirektion Hannover, der die Bundesländer 
Bremen, Sachsen-Anhalt und Niedersachsen umfasst, angesichts 
der fiskalischen, umweit- und wirtschaftspolitischen Bedeutung der 
Ökosteuer nicht für einen überzogenen Verwaltungsaufwand. 


16. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung zu ver- 
anlassen, um den durch die Einführung der 
Ökosteuer neu entstandenen umfangreichen 
Verwaltungsaufwand - siehe Mitteilung des 
Präsidenten der Oberfinanzdirektion Hanno- 
ver, Nord-Report 93/00, S. 2 - drastisch zu re- 
duzieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 18. Juli 2000 

Die Bundesregierung ist nachhaltig bemüht, den durch die ökologi- 
sche Steuerreform bedingten Verwaltungsaufwand sowohl für die be- 
troffenen Unternehmen als auch für die Zollverwaltung so gering wie 
möglich zu halten. Dabei darf aber nicht übersehen werden, dass 
grundsätzlich jede Steuervergünstigung zur Prüfung der Vorausset- 
zung an ein Antragsverfahren gebunden bleiben muss und ein Min- 
destmaß an Prüf- und Kontrollmöglichkeiten erfordert. 


17. Abgeordneter 

Walter 

Hirche 

(E.D.P.) 


Welche Senkungen des Rentenversicherungs- 
beitrages werden in den Jahren 2000, 2001 
und 2002 aus dem Aufkommen der Ökosteuer 
finanziert, und welchem Prozentsatz des Auf- 
kommens der Ökosteuer entsprechen diese 
Beitragssatzsenkungen? 


18. Abgeordneter 

Walter 

Hirche 

(E.D.P.) 


Welche Summen aus dem Aufkommen der 
Ökosteuer fließen in den Jahren 2000, 2001 
und 2002 in die Eörderung erneuerbarer Ener- 
gien, und welchen Prozentsatz des Aufkom- 
mens machen diese Summen aus? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 19. Juli 2000 

Im Rahmen der Einführung der Ökosteuer leistet der Bund Beitrags- 
zahlungen für Kindererziehungszeiten an die gesetzliche Rentenver- 
sicherung und erstattet ihr einigungsbedingte Leistungen. Darüber 
hinaus wird der zusätzliche Bundeszuschuss angehoben. Auf Grund 
dieser Leistungen des Bundes kann der Beitragssatz zur gesetzlichen 
Rentenversicherung im Jahr 2000 um 1,0 Beitragssatzpunkte, im Jahr 
2001 um 1,3 Beitragssatzpunkte und im Jahr 2002 um 1,6 Beitrags- 
satzpunkte niedriger festgesetzt werden als dies ohne die genannten 
Leistungen der Lall wäre. Das Linanzvolumen dieser Mehrleistungen 
des Bundes an die gesetzliche Rentenversicherung entspricht im Jahr 
2000 rund 95%, im Jahr 2001 rund 101% und im Jahr 2002 rund 
99 % des geschätzten Aufkommens der Ökosteuer. 

Zur Kompensation der Besteuerung erneuerbarer Energieträger wer- 
den die daraus erzielten Einnahmen für die Lörderung von Einzel- 
maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien bereitgestellt. Hier- 
für sind im Einzelplan des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie jährlich 200 Mio. DM etatisiert. Diese Summe macht im 
Jahr 2000 rund 1,15 (2001: 0,90, 2002: 0,73) der erwarteten Einnah- 
men durch die ökologische Steuerreform aus. 

Unter Berücksichtigung der Ausgaben in 1999, die die Einnahme aus 
der Ökosteuer um 434 Mio. DM und damit um 5,2% überschritten 
haben, ergibt sich im Zeitraum 1999 bis 2002 insgesamt (Senkung des 
Rentenversicherungsbeitrags und Lörderung erneuerbarer Energien) 
ein durchschnittlicher Satz von über 100. Ab 2005 werden allein die 
genannten Leistungen des Bundes an die gesetzliche Rentenversiche- 
rung die Einnahmen des Bundes aus der Ökosteuer voraussichtlich 
dauerhaft übersteigen. 


19. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Welche Mehreinnahmen ergäben sich nach 
Schätzung der Bundesregierung bei Einbezie- 
hung der Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung in den Progressionsvorbehalt bei 
der Einkommensteuer? 


Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Heribert Zitzeisberger 
vom 13. Juli 2000 

Nach geltendem Recht unterliegen die Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung der Ertragsanteilsbesteuerung, d. h. in Abhängig- 
keit vom Alter beim Rentenzugang wird nach § 22 Einkommensteuer- 
gesetz (EStG) ein Vomhundertsatz der Rente als Ertragsanteil in die 
Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer einbezogen. 

Würde man die Ertragsanteilsbesteuerung abschaffen und stattdessen 
die Renten dem Progressionsvorbehalt nach § 32b EStG unterwerfen, 
so ergäben sich Steuermehreinnahmen von rund 1,4 Mrd. DM. 



Drucksache 14/3911 


- 12 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


20. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Mit welchen Minderausgaben für die Gewäh- 
rung der Eigenheimzulage durch die Absen- 
kung der Einkommensgrenzen auf Grund der 
Änderung des Eigenheimzulagengesetzes nach 
dem Gesetz vom 22. Dezember 1999 rechnet 
die Bundesregierung für das laufende Jahr 
und die jeweils folgenden Jahre bis 2003 im 
Vergleich zu den Ausgaben der letzten Jahre 
seit Inkrafttreten des Eigenheimzulagengeset- 
zes? 


Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Heribert Zitzeisberger 
vom 13. Juli 2000 


Seit Inkrafttreten des Eigenheimzulagengesetzes wurden folgende 
Eigenheimzulagen gezahlt: 

1996 570,6 Mio. DM 

1997 3 506,9 Mio. DM 

1998 7 048,8 Mio. DM 

1999 10 376,2 Mio. DM 

Die geschätzte Verminderung des Eigenheimzulagenvolumens durch 
die Absenkung der Einkommensgrenzen bei der Gewährung der 
Eigenheimzulage beträgt: 

2000 115 Mio. DM 

2001 340 Mio. DM 

2002 510 Mio. DM 

2003 680 Mio. DM 


21. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung hinsichtlich der un- 
terschiedlichen Handhabung beispielsweise 
steuerlicher Prägen in den einzelnen Bundes- 
ländern für die Internationalen Schulen bun- 
deseinheitliche Regelungen, und welche Hilfs- 
maßnahmen sind bei eventuellen finanziellen 
Engpässen geplant?*) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 10. Juli 2000 

Nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 Einkommensteuergesetz (EStG) sind als Son- 
derausgaben abziehbar 30% des Entgelts, das der Steuerpflichtige für 
ein Kind, für das er einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld erhält, 
für den Besuch bestimmter Schulen entrichtet mit Ausnahme des Ent- 
gelts für Beherbergung, Betreuung und Verpflegung. Diese Regelung 
gilt bundeseinheitlich. Bei den Schulen im Sinne des § 10 Abs. 1 


* ) s. hierzu auch Frage 80 
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Nr. 9 EStG handelt es sich um gemäß Artikel 7 Abs. 4 des Grund- 
gesetzes staatlich genehmigte oder nach Landesrecht erlaubte Ersatz- 
schulen sowie um nach Landesrecht anerkannte allgemeinbildende 
Ergänzungsschulen. Internationale Schulen sind private Schulen, de- 
ren Status und Einanzierung in den Schul- und Haushaltsgesetzen der 
Länder geregelt sind. Auf Grund der Kulturhoheit der Länder fehlt 
dem Bund die Kompetenz für einheitliche Regelungen, unter ande- 
rem der Einanzierung. Dies betrifft auch Hilfsmaßnahmen bei eventu- 
ellen finanziellen Engpässen. 

Im Übrigen weise ich darauf hin, dass über die Möglichkeit, Aufwen- 
dungen für Schulgeld im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG steuerlich geltend zu machen, hinaus 
echte Spenden an Eördervereine zugunsten der Internationalen Schu- 
len als Sonderausgaben nach § 10b EStG im Rahmen der Höchst- 
grenzen steuerlich abgezogen werden können. 

Eerner können die Internationalen Schulen selbst gemeinnützig sein 
und damit in den Genuss diverser steuerlicher Privilegien kommen 
(beispielsweise Befreiung von der Körperschaft- und Gewerbesteuer), 
wenn in der Satzung der entsprechenden Schule festgelegt ist, dass bei 
25 % der Schüler keine Auswahl nach den Besitzverhältnissen der El- 
tern im Sinne des Artikels 7 Abs. 4 Satz 3 GG und der Privatschulge- 
setze der Länder vorgenommen werden darf. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


22. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Eindet die Bestimmung des § 8 des am 25. Ee- 
bruar 2000 vom Deutschen Bundestag be- 
schlossenen Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(Vergütung für Strom aus solarer Strahlungs- 
energie) auf ein neuartiges Solarkraftwerk An- 
wendung, das in der Lage ist, in einem 10- 
KW-Unterwasser-Solarkraftwerk rund um die 
Uhr Strom zu produzieren und eine globale 
Energieversorgung zu sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 22. März 2000 

In den Genuss der Vergütungsregelungen nach § 8 des neuen Erneu- 
erbaren-Energien-Gesetzes (EEG) sollen alle Anlagen kommen, bei 
denen Elektrizität aus solarer Strahlungsenergie gewonnen wird. Vor- 
aussetzung ist, dass sich die Anlage auf dem Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland oder in der deutschen ausschließlichen Wirt- 
schaftszone befindet. 
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23. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung die ab- 
nehmende Förderung der Energie-, insbeson- 
dere der Solarenergieforschung gemeinsam 
mit Spanien auf der Plataforma Solar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 14. März 2000 

Das solare Testzentrum Plataforma Solar in Almeria/Spanien war 
1975 von neun europäischen Staaten gegründet worden, von denen 
aber schon nach kurzer Zeit nur noch Spanien und Deutschland übrig 
blieben. Die von der Bundesregierung mit insgesamt 368 Mio. DM 
geförderte Technik ist heute einsatzbereit, funktioniert jedoch nur im 
Sonnengürtel der Erde und erreicht auch nicht die Wirtschaftlichkeit 
von Windkraftanlagen. Ein kommerzieller Durchbruch gelang daher 
nicht. Die Beendigung der deutsch-spanischen Zusammenarbeit in Al- 
meria wurde deswegen nach 23 Jahren mit der spanischen Regierung 
zum 31. Dezember 1998 vereinbart, doch werden einige Teilprojekte 
auch darüber hinaus noch zu einem sinnvollen Abschluss gebracht. 


24. Abgeordnete 
Ursula 
Heinen 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung vor diesem 
Hintergrund ihrer Verantwortung gegenüber 
Ländern der Dritten Welt gerecht zu werden, 
die zunehmend auf Importe von Energieroh- 
stoffen angewiesen sind, obwohl sie für eine 
Solarenergienutzung im Inland meist ausge- 
zeichnete Voraussetzungen hätten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 14. März 2000 

Für den Betrieb solarthermischer Kraftwerke eignen sich klimabe- 
dingt einige Länder besonders. Die Bundesregierung unterstützt aber 
eine Reihe von Entwicklungsländern ganz allgemein in der Nutzung 
von Solarenergie, insbesondere auch zur Stromerzeugung. Sie sieht 
zum Beispiel in der Photovoltaik eine sehr wertvolle Energiequelle 
für Entwicklungsländer ohne Stromverteilungsnetze, doch wird die 
weitere Verbreitung der Photovoltaik leider vielfach behindert durch 
marktbedingte Hemmnisse (u. a. fehlendes Netz von Händlern und 
Wartungshandwerkern) und benachteiligende politische Entscheidun- 
gen (u. a. Sondersteuern und Zölle). Die Bundesregierung wird die 
Förderung der Solarenergie in den Entwicklungsländern intensivie- 
ren, die geeignete Voraussetzungen bieten und dies wünschen. Sie 
wird - zusammen mit der Weltbank und anderen Gebern - verstärkt 
ihre Anstrengungen darauf konzentrieren, die Verbreitung der Solar- 
energie durch eine Verbesserung des Marktzugangs und den Ausbau 
einer entsprechenden Beratung zu fördern. 
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25. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, dass das deutsche 
Handwerk gegenüber der Konkurrenz in Eu- 
ropa benachteiligt wird, und wenn ja, womit 
begründet die Bundesregierung diese Benach- 
teiligungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 18. Juli 2000 

Für Handwerker aus den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU) oder dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) gibt es seit 
1966 eine EU-einheitliche Eiberalisierung des Zugangs zum Hand- 
werk. Sie regelt mit Wirkung für 91 der 96 deutschen Handwerks- 
berufe die Anerkennung bestimmter Zeiten einer praktischen berufli- 
chen Tätigkeit als Selbständiger, Betriebsleiter oder als sonst in leiten- 
der Stellung Tätiger in einem Mitgliedstaat (ggf in Verbindung mit 
einer dreijährigen Ausbildung) als gleichwertig mit einer in einem 
Mitgliedstaat geltenden Berufszulassungsregelung, insbesondere als 
gleichwertig mit dem deutschen Meisterbrief. Für die fünf „Gesund- 
heitshandwerke“ erfolgt seit 1992 die Anerkennung beruflicher Befä- 
higungsnachweise, wenn etwaige wesentliche Unterschiede in der 
Qualifikation der Staatsangehörigen aus einem anderen Mitgliedstaat 
gegenüber den nach innerstaatlichen Rechtsvorschriften verlangten 
Kenntnissen und Fertigkeiten nach Wahl des Aufnahmestaates durch 
eine Eignungsprüfung oder einen Anpassungslehrgang ausgeglichen 
werden. Die einschlägigen Richtlinien sind durch die EWG/EWR- 
Handwerk-Verordnung (EWG/EWR HwVO) in deutsches Recht um- 
gesetzt. 

Die geltende Rechtslage ist nunmehr anzupassen an die Richtlinie 
99/42/EG (sog. 3. Anerkennungsrichtlinie) vom 11. Mai 1999, die bis 
31. Juli 2001 umzusetzen ist. Diese hat über den bisherigen Rechts- 
zustand hinausgehende Erleichterungen für Handwerker aus dem 
EU/EWR-Raum gebracht, die in Deutschland ein Handwerk ausüben 
wollen. 

Nach der Richtlinie muss nunmehr bei allen Handwerksberufen, für 
die nach EU-Recht Berufserfahrung nachgewiesen werden muss, eine 
Zulassung zur Ausübung auch dann erfolgen, wenn etwaige wesent- 
liche Unterschiede zu der im Aufnahmestaat erforderlichen Qualifi- 
kation durch eine Eignungsprüfung oder einen Anpassungslehrgang 
ausgeglichen werden, und zwar auch dann, wenn keine oder keine 
ausreichende Berufserfahrung nachgewiesen ist. Die Richtlinie enthält 
als wesentliche Neuerung vor allem eine EU-einheitliche Definition 
des Betriebsleiters. Dies hat zur Folge, dass künftig ein EU-Ausländer 
u. a. auch dann zur Handwerksausübung zugelassen werden muss, 
wenn er in einem Unternehmen des entsprechenden Berufszweiges 
ununterbrochen sechs Jahre in leitender Stellung mit kaufmännischen 
Aufgaben und mit der Verantwortung für eine oder mehrere Abteilun- 
gen des Unternehmens tätig war; der Nachweis einer Ausbildung oder 
Qualifikation ist in diesem Fall nicht erforderlich. 

Die Erleichterungen nach EU-Recht gegenüber deutschen Existenz- 
gründern, die grundsätzlich eine Meisterprüfung haben müssen, beru- 
hen darauf, dass von Angehörigen aus dem EU/EWR-Raum für die 
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Ausübung eines Handwerks in Deutschland eine deutsche Meister- 
prüfung nicht verlangt werden darf. 

Die derzeitige Rechtslage bedeutet nach der bestehenden Rechtspre- 
chung des Bundesverwaltungsgerichts keine unzulässige Diskriminie- 
rung von Inländern gegenüber Staatsangehörigen eines anderen EU- 
Mitgliedstaats. Das grundsätzliche Erfordernis der Meisterprüfung ist 
zudem ein Qualifikationsnachweis, auf den deutsche Handwerker im 
Wettbewerb mit Handwerkern aus dem EU/EWR-Raum verweisen 
können. 


26. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung die 
Zunftregeln künftig so zu gestalten, damit hie- 
sige Eirmen/Betriebe weiterhin konkurrenzfä- 
hig bleiben und die Schwarzarbeit bekämpft 
werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 18. Juli 2000 

Die Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998 legt fest, dass der 
große Befähigungsnachweis Voraussetzung für die Selbständigkeit im 
Handwerk bleibt. Die Regierungsfraktionen haben in der Koalitions- 
vereinbarung zugleich angekündigt, dass der Zugang zur selbständi- 
gen Tätigkeit im Handwerk erleichtert werden soll. Auf dieser Grund- 
lage und unter Berücksichtigung des Beschlusses des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 31. März 2000 (- I BvR 608/99 -) wird derzeit ein 
Konzept erarbeitet. 

Das Bundesverfassungsgericht stellt fest, dass der Gesetzgeber, um 
den tatsächlichen Gegebenheiten des Wirtschaftslebens Rechnung zu 
tragen und fließende Übergänge zwischen Handwerk und Nichthand- 
werk zu schaffen, in mehrfacher Hinsicht Schwellen normiert hat, wo- 
bei unterhalb der jeweiligen Schwelle der Erwerb eines Meisterbriefs 
zur selbständigen Berufsausübung nicht erforderlich ist. Die Hand- 
werksordnung enthalte empfindliche Eingriffe in die Berufsaus- 
übungsfreiheit und müsse deshalb grundrechtsfreundlich ausgelegt 
und angewandt werden. 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts belegt die Richtig- 
keit der Überlegung, die bestehenden Schwellen für Existenzgründun- 
gen, soweit erforderlich, anzupassen, zu präzisieren oder zu flexibili- 
sieren. Damit sollen insbesondere auch die Gründung neuer und die 
Sicherung bestehender Betriebe im Handwerk erleichtert werden. Die 
Überlegungen zur Umsetzung der Koalitionsvereinbarung sind noch 
nicht abgeschlossen. Vorschläge werden zz. in der Koalition und mit 
allen Beteiligten, insbesondere dem Zentralverband des Deutschen 
Handwerks erörtert. 

Insgesamt soll hierdurch die Bestandsfestigkeit des großen Befähi- 
gungsnachweises auch in einem enger zusammenwachsenden Europa 
mit anderen Handwerksstrukturen erhöht werden. 
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Mit dem Abbau nicht zwingend notwendiger Regulierungen im 
Handwerksrecht wird auch ein Beitrag der Bundesregierung zur Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit geleistet. Im Hinblick auf die weiteren 
von der Bundesregierung ergriffenen Maßnahmen zur Eindämmung 
der Schwarzarbeit erlaube ich mir, auf die Antwort der Bundesregie- 
rung zur Kleinen Anfrage „Zur Rolle der Schattenwirtschaft in 
Deutschland“ (Drucksache 14/2857, S. 5) hinzuweisen. 


27. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Investitionskraft insbesondere des ostdeut- 
schen Handwerks zu fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 10. Juli 2000 

Die Programme des Bundes zur Investitionsförderung kleiner und 
mittlerer Unternehmen sind so gestaltet, dass sie in besonderem Maße 
von Handwerksbetrieben aus den neuen Bundesländern und aus Ber- 
lin in Anspruch genommen werden können. Daher fällt ein großer 
Anteü der Förderung der hier maßgeblichen Europäischen Wieder- 
aufbauprogramme (ERP) - wie im übrigen Bundesgebiet - auf den 
Wirtschaftszweig Handwerk. 

Es handelt sich hierbei insbesondere um die Programme ERP-Eigen- 
kapitalhüfe, ERP-Existenzgründung und um das speziell für die neuen 
Eänder und Berlin bestehende ERP-Aufbauprogramm, die für Betrie- 
be im Osten Deutschlands günstigere Förderkonditionen in Form 
niedrigerer Zinssätze, längere Kreditlaufzeiten und zusätzliche 
tilgungsfreie Jahre bieten. Angesichts der Inanspruchnahme der Mit- 
tel und der Effizienz der Förderung wird keine Notwendigkeit gese- 
hen, weitere Maßnahmen zur Investitionsförderung für das ostdeut- 
sche Handwerk ins Auge zu fassen. 


28. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung der Forderung des 
Handwerks nachkommen, einen Untersu- 
chungsausschuss zur Überprüfung des Ver- 
bleibs der Fördermittel beim Aufbau Ost ein- 
zusetzen und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 10. Juli 2000 

Die ERP-Mittel, aber auch die Kredite aus den Eigenmittelprogram- 
men der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der Deutschen Aus- 
gleichsbank werden im so genannten Hausbankenverfahren über die 
Institute der Kreditwirtschaft ausgereicht. Die Kreditnehmer müssen 
die korrekte Verwendung der Mittel nachweisen. Ansonsten sind die 
Kredite zurückzuzahlen. Abgesehen davon, dass der Bundesregierung 
eine Forderung des Handwerks nach der Einsetzung eines Untersu- 
chungsausschusses zur Überprüfung des Verbleibs von Fördermitteln 
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beim Aufbau Ost nicht bekannt ist, wird auf Grund der Förderwege 
und der Kontrollinstrumente ein solcher Ausschuss für nicht erforder- 
lich erachtet. 


29. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, im Rah- 
men der laufenden Beitrittsverhandlungen für 
die deutschen Interessen zur Erhaltung und 
Förderung der Stabilität der Regionen an den 
bisherigen Außengrenzen der EU einzutreten 
und das Auflegen eines EU-Sonderförderpro- 
gramms für die deutschen Grenzgebiete, ver- 
gleichbar dem Sonderfördergebietsprogramm 
von 1986 bis 1992 für Frankfreich anlässlich 
des Beitritts Spaniens zur EU, für die deut- 
schen Grenzgebiete zu beantragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 14. März 2000 

Die Bundesregierung setzt sich sowohl in den Beitrittsverhandlungen 
als auch gegenüber der EU-Kommission für die Stabilität der an Po- 
len und Tschechien grenzenden Regionen ein. 

Die Bundesregierung ist sich bewusst, dass diese Regionen durch die 
Osterweiterung einem hohen Anpassungsdruck ausgesetzt sein wer- 
den. Soweit die Regionen die notwendigen Umstrukturierungen nicht 
aus eigener Kraft bewältigen, wird es notwendig sein, regional gezielt 
zu helfen. 

Das bedeutet, 

- dass die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur“ bis zum Beitritt und darüber hinaus 
einen ausreichenden regionalpolitischen Handlungsspielraum be- 
halten oder zurückerhalten muss, 

- dass den Mitgliedstaaten bei der Ziel 2-Förderung eine ausreichen- 
de Flexibilität eingeräumt wird, damit auf die unterschiedlichen 
regionalen Problemlagen zielgenau reagiert werden kann, 

- dass das INTERREG III A-Programm in Verbindung mit dem 
PHARE/CBC-Programm effizienter als bisher eingesetzt werden 
kann, um einen größtmöglichen Nutzen für die Grenzregionen da- 
raus ziehen zu können, 

- dass Übergangsfristen für den Arbeitsmarkt und/oder für den 
Dienstleistungssektor geschaffen werden, um einen zu großen An- 
passungsdruck als Folge der Migration zu verhindern. 

Wenn es gelingt, auf diesen Gebieten sachgerechte Lösungen zu erzie- 
len, bedarf es nach Auffassung der Bundesregierung keiner weiterer 
regionsspezifischer Förderprogramme. 


30. Abgeordneter 

Ulrich 

Klinkert 

(CDU/CSU) 


Wie viele KWK-Anlagen (KWK: Kraft-Wär- 
me-Koppelung) werden von den Energiever- 
sorgungsunternehmen, der Industrie und den 
weiteren Anlagenbetreibern außerhalb des 
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produzierenden Gewerbes derzeit im kombi- 
nierten Betrieb gefahren und wie hoch ist die 
elektrische und die Wärmeleistung für diese 
KWK-Anlagen nach Art der Antriebsmaschi- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 22. März 2000 

Nach Angaben der Arbeitsgemeinschaft Fernwärme e.V. (AGFW) 
und des Verbandes der Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft 
e.V. (VIK) wurden 1998 in Deutschland in der allgemeinen Versor- 
gung und der Industrie insgesamt ca. 2 000 KWK-Anlagen mit einer 
installierten elektrischen Leistung von ca. 22 000 MW betrieben. 

Zu diesen Anlagen kommen noch ca. 2 500 Blockheizkraftwerke 
(BHKW) mit einer installierten elektrischen Leistung von ca. 
4 500 MW von sonstigen Anlagenbetreibern hinzu (Statistik der För- 
dergemeinschaft BHKW). 

Nach Art der Antriebsmaschinen ergibt sich folgendes Bild: 


Allgemeine Versorgung 


Anlage 

Anzahl 

elektrische 
Leistung 
in MW 

Wärme- 
leistung 
in MW 

Strom- 
erzeugung 
in GWh 

Wärme- 
erzeugung 
in TJ 

Dampfturbinen 

168 

7 468 

22 548 

16 081 

176 084 

Gasturbinen 

47 

1 104 

1 934 

1 379 

9 422 

GuD-Anlagen 

20 

1 941 

3 189 

8 470 

37 128 

Blockheizkraftwerke (BHKW) 

386 

460 

1 360 

2 142 

12 694 

Fremdbezug oder Abgabe 


1 781 

4 758 

5 047 

42 183 

Summe 

621 

12 754 

33 789 

33 119 

277 511 


Industrielle KWK 


Anlage 

Anzahl 

elektrische 
Leistung 
in MW 

Wärme- 
leistung 
in MW 

Strom- 
erzeugung 
in GWh 

Wärme- 
erzeugung 
in TJ 

Dampfturbinen 

664 

7 573,3 

k. A. 

29 960,5 

k. A. 

Gasturbinen 

145 

1 255,1 

k. A. 

8 917,5 

k. A. 

Dampfkolbenmaschinen 

25 

13,7 

k. A. 

32 

k. A. 

Blockheizkraftwerke (BHKW) 

356 

455,6 

k. A. 

615,3 

k. A. 

Summe 

1 300 

9 284 


39 525,3 

310 000 
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31. Abgeordneter 

Ulrich 

Klinkert 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die aktuelle Elektrizitäts- und 
Wärmeerzeugung sowie der Brennstoffeinsatz 
für die KWK-Anlagen nach der Art der An- 
triebsmaschinen und wie hoch ist der Brenn- 
stoffeinsatz für die KWK-Anlagen nach 
Brennstoffarten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 22. März 2000 

Aktuelle Angaben (statistische Jahresberichte 1998) zur Elektrizitäts- 
und Wärmeerzeugung sind den Übersichten in der Antwort zu Era- 
ge 30 zu entnehmen. 

Der Brennstoffeinsatz für KWK-Anlagen der allgemeinen Versor- 
gung und der Industrie sieht wie folgt aus (Angaben AGEW/VIK): 


Energieträger 

Brennstoffwärme 
in Terajoule (TJ) 


allgemeine 

Versorgung 

Industrie 

Gesamt 

277 511 

288 000 

Anteil der Energieträger in % 

Steinkohle 

40 

14 

Braunkohle 

11 

- 

Mineralöl 

2 

7 

Erdgas/sonstiges Gas 

41 

65 

Sonstige 

6 

14 


32. Abgeordneter 

Ulrich 

Klinkert 

(CDU/CSU) 


Wann wurden diese Anlagen in Betrieb ge- 
nommen und wie hoch sind deren mittlere 
Ausfall- und Wartungszeiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 22. März 2000 

Daten zur Beantwortung dieser Erage liegen nicht vor. 


33. Abgeordneter 

Ulrich 

Klinkert 

(CDU/CSU) 


Wie viele Einwohner werden - aufgeschlüsselt 
auf die jeweiligen Bundesländer - durch Strom 
und/oder Wärme versorgt und wie viele Ar- 
beitnehmer werden derzeit in den einzelnen 
Sparten in KWK-Anlagen beschäftigt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 22. März 2000 

Nach Angaben der AGFW wurden 1998 von den 37,3 Millionen 
Wohnungen in Deutschland rund 4,4 Millionen Wohnungen mit 
Fernwärme beheizt. Eine Aufschlüsselung auf Bundesländer liegt 
nicht vor. 

Die Fernwärmeabgabe an Kunden in Höhe von 310 450 TJ erfolgt zu 
45% an private Haushalte, zu 35% an öffentliche Einrichtungen und 
zu ca. 20% an Industriekunden (Prozess- und Raumwärmeversor- 
gung). 

Die Wärmenetzeinspeisung 1998 in den einzelnen Bundesländern ist 
der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen: 


Bundesland 

Wärmenetz- 

Anteil 


einspeisung in TJ 

in% 

Schleswig-Holstein 

15 799 

4 

Hamburg 

15 622 

4 

Niedersachsen 

19 568 

6 

Bremen 

4 426 

1 

N ordrhein-Westfalen 

64 852 

18 

Hessen 

21 221 

6 

Rheinland-Pfalz 

16 042 

5 

Baden-Württemberg 

32 300 

9 

Bayern 

30 948 

9 

Saarland 

7 509 

2 

Berlin 

38 831 

11 

Brandenburg 

17 895 

5 

Mecklenburg-Vorpommern 

9 850 

3 

Sachsen 

31 156 

9 

Sachsen-Anhalt 

18 013 

5 

Thüringen 

11 400 

3 

Deutschland 

355 432 

100 


In der Elektrizitäts- und Fernwärmeversorgung werden derzeit bun- 
desweit ca. 270 000 Arbeitnehmer beschäftigt, davon 10 000 in der 
Fernwärmeversorgung. Eine Unterteilung auf einzelne Sparten ist 
nicht möglich. 


34. Abgeordneter 

Adolf 

Ostertag 

(SPD) 


Auf welche Höhe beläuft sich die Förderung 
der EXPO 2000 durch Mittel des Bundes oder 
der Länder und welchen Einfluss haben Bund 
bzw. Länder auf die Gestaltung der Eintritts- 
preise? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 10. März 2000 

Nach dem Gesellschaftsvertrag der EXPO 2000 Hannover GmbH, 
die zur Vorbereitung und Durchführung der EXPO 2000 gegründet 
wurde, soll durch wirtschaftliche Betriebsführung und umfassende 
Vermarktung der Weltausstellung ein positives wirtschaftliches Ge- 
samtergebnis erreicht werden. Die Gesellschaft hat die zur Durchfüh- 
rung ihrer Aufgaben erforderlichen Einanzmittel selbst aufzubringen. 

Die EXPO 2000 Hannover GmbH hat ihrem Aufsichtsrat am 28. Ok- 
tober 1998 einen Wirtschaftsplan vorgelegt, der von einem Eehlbetrag 
in Höhe von 400 Mio. DM, einschließlich einer Planungsreserve für 
Mindererlöse, ausgeht. Der Wirtschaftsplan ist von den Aufsichtsgre- 
mien genehmigt worden. Der Bund und das Eand Niedersachsen ha- 
ben sich darauf verständigt, einen eventuellen Eehlbetrag - nach Ver- 
zehr des Eigenkapitals der Gesellschaft in Höhe von 100 Mio. DM - 
je zur Hälfte zu tragen. Der Bund hat gemeinsam mit dem Eand Nie- 
dersachsen eine entsprechende Zusage zur Deckung eines Eehlbetra- 
ges abgegeben. Ob ein Einanzzuschuss vom Bund bzw. dem Eand 
Niedersachsen an die EXPO 2000 Hannover GmbH geleistet werden 
muss, wird erst nach Abschluss der Weltausstellung feststehen, wenn 
in einer Schlussbilanz das wirtschaftliche Ergebnis der Weltausstel- 
lung vorliegt. 

Es wäre verfrüht, bereits heute von einer Subventionierung der Welt- 
ausstellung auszugehen. Bisher hat der Bund lediglich anteilig das Ge- 
sellschaftskapital eingezahlt und darüber hinaus den Nettoerlös aus 
dem Verkauf der EXPO-Sondermünze in Höhe von 20 Mio. DM für 
die Einanzierung der Weltausstellung zur Verfügung gestellt. 

Eine direkte Subventionierung der EXPO 2000 Hannover GmbH ist 
nicht vorgesehen. 

Die Preisgestaltung der Eintrittskarten zur EXPO 2000 war mehrfach 
Gegenstand von Beratungen im Aufsichtsrat der EXPO 2000 Hanno- 
ver GmbH gewesen. Die derzeit vorliegende Preisstaffelung ist von 
der Geschäftsführung der EXPO 2000 Hannover GmbH im Hinblick 
auf ein wirtschaftliches Endergebnis unter weitgehender Vermeidung 
öffentlicher Zuschüsse vorgelegt und vom Aufsichtsrat so beschlossen 
worden. Der Bund ist durch vier Mitglieder und das Eand Nieder- 
sachsen durch drei Mitglieder im Aufsichtsrat der EXPO 2000 Han- 
nover GmbH vertreten. 


35. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung vor dem 

Adolf Hintergrund der öffentlichen Zuschüsse die 

Ostertag Tatsache, dass für Arbeitslose und Sozialhilfe- 

(SPD) empfänger keine Ermäßigung vorgesehen ist 

und kann die Bundesregierung hier eine Kor- 
rektur veranlassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 10. März 2000 

Die Gestaltung der Eintrittspreise ist unter den oben erwähnten Ge- 
sichtspunkten erfolgt. Dabei wurden die allgemein üblichen Ermäßi- 
gungen für Eamilien, Kinder (von 6 bis einschließlich 11 Jahren), 
Schüler und Studenten sowie für Behinderte vorgesehen. 

Eine darüber hinausgehende Ermäßigung beispielsweise für Arbeits- 
lose und Sozialhilfeempfänger ist vom Veranstalter nicht vorgesehen. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, kurz vor dem Start der EXPO 
nicht noch auf die Geschäftsführung der EXPO 2000 Hannover 
GmbH einzuwirken, um hier zu einer Korrektur zu kommen, da dies 
erhebliche Auswirkungen auf das wirtschaftliche Gesamtergebnis der 
EXPO 2000 haben würde, die zwangsläufig zu einer höheren Eehlbe- 
tragsdeckung durch Bund bzw. Eand Niedersachsen führen. 


36. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Wie lauten die Ergebnisse des Eachgesprächs 
zum Bereich „Notruftechnik“, das auf Einla- 
dung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie unter Beteiligung der Regu- 
lierungsbehörde, der Deutschen Telekom AG 
und Vertretern der Innenministerien der Bun- 
desländer im August 1999 stattgefunden hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 19. Juli 2000 

Das Eachgespräch im August 1999 hat ergeben, dass das bestehende 
Notrufsystem auf Dauer nur sichergestellt bleibt, wenn es normativ 
abgesichert ist. Auf Grund zunehmenden Wettbewerbs in der Tele- 
kommunikation und weiterer technischer Portschritte machen Kun- 
den beispielsweise immer häufiger Gebrauch von der Möglichkeit ih- 
re Rufnummern beizubehalten, wenn sie den Netzbetreiber wechseln 
(Netzbetreiberportabilität). Durch die Zunahme von Wettbewerb im 
Bereich der Teilnehmernetze ist sowohl bei den Notrufträgern als 
auch bei den Netzbetreibern teilweise ein Bedürfnis entstanden, die 
bisher weitgehend auf Absprachen mit der Deutschen Telekom beru- 
henden Verkehrslenkungen im Bereich des Notrufs vorzugeben und 
so insbesondere sicherzustellen, dass in den Teilnehmer daten eines je- 
den Telefonanschlusses abgelegt wird, auf welche Notrufabfragestelle 
ein Notruf geleitet werden soll. In einem Notfall, in dem der Hilfe- 
suchende seinen Standort nicht mitteilen kann, können seine Teilneh- 
merdaten im Rahmen des § 90 Abs. 3 des Telekommunikationsgeset- 
zes ermittelt werden. Auskünfte aus aktuellen Kundendateien werden 
nach § 90 Abs. 3 des Telekommunikationsgesetzes in einem automati- 
sierten Verfahren jederzeit unentgeltlich den Polizeien des Bundes 
und der Eänder für Zwecke der Gefahrenabwehr erteüt. 
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37. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wurden seitens der Bun- 
desregierung seit der Tagung über Notruftech- 
nik im August 1 999 unternommen, um Proble- 
me, wie die Notrufweiterleitung an benach- 
barte Landkreise oder Bundesländer und da- 
mit einhergehende Verzögerungen bei der 
Notfallversorgung der Bevölkerung, zu lösen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 19. Juli 2000 

Die Bundesregierung prüft, ob und welche Maßnahmen der Bund ini- 
tiieren sollte. Die Weiterleitung eines Notrufs an benachbarte Land- 
kreise oder Bundesländer ist in Einzelfällen nicht optimal erfolgt, weil 
Netzinfrastrukturen und Leitstellenorganisation nicht deckungsgleich 
und einem ständigen Wechsel unterworfen sind. Die Netzinfrastruk- 
tur wird durch die Netzbetreiber, die Leitstellenorganisation durch 
die Bundesländer bestimmt. Eine bundeseinheitliche Verkehrslenkung 
beim Notruf kann nach Ansicht der Bundesregierung hier Verbesse- 
rungen bewirken. In erster Einie sieht die Bundesregierung allerdings 
die Gestaltungsbefugnisse bei den Bundesländern; Mustervereinba- 
rungen ermöglichen eher Elexibilität, die örtlichen Besonderheiten 
können berücksichtigt werden. Als selbstverständlicher Bestandteil 
der Sprachkommunikation ist der Zugang zu Notrufmöglichkeiten im 
Telekommunikationsgesetz (§ 13) festgeschrieben. Dieser Verantwor- 
tung wird die Bundesregierung zunächst moderierend, gegebenenfalls 
jedoch mit weiteren gesetzlichen Maßn a hmen gerecht. 


38. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Welche weiteren Aktivitäten plant die Bundes- 
regierung mit welcher zeitlichen Vorgabe zur 
Eösung des Problems? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 19. Juli 2000 

Die Bundesregierung begleitet die Einführung einer einheitlichen 
europäischen Notrufnummer und der daran anknüpfenden Verbrau- 
cherrechte und Teilnehmernetzbetreiberpflichten im Rahmen der Er- 
örterung neuer Richtlinienentwürfe der Europäischen Kommission, 
die zurzeit beginnt. Entsprechend wird der nationale Nummerierungs- 
plan, der die bundeseinheitlichen Notrufnummern national festlegt, 
fortgeschrieben. Gleichzeitig wird die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit künftigen Entwicklungen wie der Einführung der Porta- 
bilität im Mobilfunk und dem weiter zunehmenden Wettbewerb im 
Ortsnetzbereich in enger Abstimmung mit den Bundesländern, der 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände und den Each- 
verbänden darauf hinwirken, ein optimales den technischen Eort- 
schritten entsprechendes Notrufsystem zu erhalten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


39. Abgeordneter 

Peter Harry 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Initiative 
zu ergreifen, um die Zollsätze beim Import 
von Krebstieren (Lobster, Hummer, Langus- 
ten, Crevetten, Scampi und andere), bei denen 
die Selbstversorgung in Europa nicht erreicht 
wird, auf Null zu senken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 13. Juli 2000 

Die Bundesregierung tritt generell für eine Handelsliberalisierung bei 
Fischereierzeugnissen ein und hat diese Haltung insbesondere bei den 
Verhandlungen im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft und im 
Vorfeld der anstehenden WTO-Verhandlungen (WTO: Welthandels- 
organisation) eingebracht. Dabei ist eine Abwägung der berechtigten 
Interessen aller Betroffenen (Fischerei, Verarbeitungsindustrie, Ver- 
braucher) und ein differenziertes Vorgehen (betroffene Arten und 
Aufmachungen) unverzichtbar. 

Im Falle der Tiefseegarnelen (Pandalus borealis) konnte deshalb auf 
Drängen auch der Bundesregierung bei der Reform der gemeinsamen 
Marktordnung für Erzeugnisse der Fischerei und Aquakultur ein 
Nullzollsatz (für unbestimmte Zeit) für den Import in die Gemein- 
schaft ab 2001 durchgesetzt werden. 

Für eine erfolgreiche Initiative, die Zollsätze für alle Krebstiere, bei 
denen die Selbstversorgung in der Europäischen Gemeinschaft nicht 
erreicht ist, auf Null zu senken, wird derzeit keine Möglichkeit gese- 
hen. Bisherige Erfahrungen haben gezeigt, dass entsprechende Vorha- 
ben wegen der Produktionsinteressen mehrerer Mitgliedstaaten und 
der Situation vor Beginn neuer GATT-Verhandlungen (GATT: Allge- 
meines Zoll- und Handelsabkommen) keine ausreichende Mehrheit 
finden. 


40. Abgeordneter 

Gottfried 

Haschke 

(Großhennersdorf) 

(CDU/CSU) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
gegenüber den Fandwirtschaftsbetrieben ein, 
die durch die langanhaltende Trockenheit und 
Hitze Ernteausfälle von 50 Prozent und mehr 
zu erwarten haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 13. Juli 2000 

Die Bundesregierung verfolgt die angespannte Situation und die aktu- 
elle Entwicklung sehr aufmerksam. Es steht fest, dass Umfang und 
Auswirkungen der Trockenheit dieses Frühjahrs sowohl zwischen den 
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Ländern als auch innerhalb der Länder stark schwanken. Selbst in 
den am stärksten betroffenen Landkreisen in Brandenburg und Sach- 
sen-Anhalt sind die Trockenschäden auf kleinstem Raum offenbar 
sehr unterschiedlich ausgeprägt. Für allgemeine Schlussfolgerungen 
ist es jedoch in Anbetracht der Tatsache, dass die Ernte der ersten 
Feldfrüchte erst begonnen hat, noch zu früh. 

Die Bundesregierung schöpft die ihr zu Gebote stehenden Mittel aus 
und hat erreicht, dass die EU-Kommission mit Zustimmung des Ver- 
waltungsausschusses Getreide die unentgeltliche Nutzung stillgelegter 
Flächen für Futterzwecke in allen neuen Bundesländern, ausgewähl- 
ten Landkreisen in Niedersachsen sowie eines Landkreises und einer 
Reihe von Gemeinden in Baden-Württemberg zugelassen hat. 


41. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, ähnlich wie 

Gottfried der Bund 1992, dürregeschädigten, existenzbe- 

Haschke drohten landwirtschaftlichen Betrieben finan- 

(Großhennersdorf) ziehe Hilfe zu gewähren? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 13. Juli 2000 

Nach der verfassungsrechtlichen Aufgabenverteilung zwischen Bund 
und Ländern sind für staatliche Hilfsmaßnahmen bei Naturkatastro- 
phen die Länder zuständig. Die betroffenen Länder haben ihrerseits 
auch schon entsprechend reagiert und eine Reihe von Maßnahmen 
zur Entlastung der Landwirte eingeleitet bzw. geplant. Nur bei Kata- 
strophen von nationalem Ausmaß kann der Bund aus dem Gesichts- 
punkt der gesamtstaatlichen Repräsentation - gegebenenfalls mit 
den Ländern gemeinsam - unter bestimmten Gesichtspunkten Hilfe 
leisten. 

Von einer nationalen Katastrophe kann nach Einschätzung der Bun- 
desregierung angesichts der für ganz Deutschland zu erwartenden 
Ernteergebnisse bei den wichtigsten Ackerkulturen nicht die Rede 
sein. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die Gewährung der 
Dürrehilfe von Bund und Ländern im Jahre 1992 zwar auch mit den 
Ertragsausfällen, ganz besonders jedoch mit der schwierigen Situation 
der damals gerade begonnenen Umwandlung der landwirtschaftlichen 
Betriebe in den neuen Bundesländern und ihrer im Vergleich zu heute 
besonders schwachen Liquidität begründet war. 


42. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung Gespräche 

Gottfried auf EU-Ebene zu führen, um Beihilfen und 

Haschke planmäßige Ausgleichszahlungen vorfristig 

(Großhennersdorf) zur Auszahlung zu bringen? 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 13. Juli 2000 

Bisher haben die Länder ein derartiges Anliegen nocht nicht an den 
Bund herangetragen. Sollte dies geschehen, ist Folgendes zu berück- 
sichtigen: Vor der Auszahlung der EU-Flächenprämien ist grundsätz- 
lich zu prüfen, ob die Beihilfevoraussetzungen vorliegen. Dazu ist in 
Deutschland unter anderem auch ein Flächenabgleich mit den ande- 
ren - nicht von der Trockenheit betroffenen - Bundesländern erfor- 
derlich. Ein Vorziehen des Auszahlungstermins könnte außerdem 
nicht auf die von der Trockenheit betroffenen Regionen in Deutsch- 
land beschränkt werden, sondern müsste alle entsprechenden teilweise 
noch stärker betroffenen Gebiete der Europäischen Union umfassen. 
Soweit dann einzelne Regionen nicht von der Maßnahme erfasst wür- 
den, könnten diese wiederum eine Verzerrung des Wettbewerbs gel- 
tend machen. Eine frühere Auszahlung der Flächenprämien hätte bei 
Zahlung vor dem 16. Oktober 2000 zudem normalerweise die Zuord- 
nung zu einem anderen Haushaltsjahr zur Folge, wobei die Verfüg- 
barkeit dieser Mittel im Haushaltsjahr 2000 derzeit nicht sichergestellt 
ist. Eine vorzeitige Auszahlung von EU-Flächenprämien - ganz oder 
teilweise - wird deshalb grundsätzlich kaum möglich sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


43. Abgeordneter 

Otto 

Bernhardt 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass im Zusammenhang mit der 
Umstrukturierung der Rentenversicherungs- 
träger das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung Pläne verfolgt, den Einzug der 
Gesamtsozialversicherungsbeiträge weg von 
den Krankenkassen hin zu einer zentralen 
Institution per Gesetz zu verlagern? 


44. Abgeordneter 

Otto 

Bernhardt 

(CDU/CSU) 


Falls dies zutreffen sollte, wie begründet die 
Bundesregierung diese Pläne und welche Vor- 
teile verspricht sie sich davon? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 12. Jnli 2000 

Bei den Beratungen zur Organisationsreform in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung ist auch die Finanzverfassung der Rentenversiche- 
rung von Bedeutung. Die bisherigen Finanzströme sollen mit dem 
Ziel der Verwaltungsvereinfachung modifiziert werden. In diesem Zu- 
sammenhang wurden auch die jetzigen Strukturen des Beitragsein- 
zugs- und Meldeverfahrens diskutiert. Hierbei zeigten sich bisher 
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keine konsensfähigen Änderungsmöglichkeiten. Deshalb enthält der 
vor kurzem dem Rechnungsprüfungsausschuss des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages auf Verlangen erstattete Bericht 
zur Organisationsreform keine Ausführungen zu der von Ihnen ange- 
sprochenen Thematik. 


45. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Warum erhalten die Kosaken, die während 
des Zweiten Weltkrieges kämpften, sich zum 
Kriegsende den Engländern ergeben hatten 
und von diesen - entgegen vorher gegebener 
Zusagen - an die UdSSR ausgeliefert worden 
waren und in Folge dessen in sibirischen Ar- 
beitslagern viele Jahre unter katastrophalen 
Bedingungen arbeiten mussten, keine Rente 
wie andere Angehörige der deutschen Wehr- 
macht, und wie stellt sich die versorgungs- und 
rentenrechtliche Situation dieser Personen 
dar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 12. Juli 2000 

Die in der Frage unterstellte versorgungs- und rentenrechtliche Situa- 
tion von Angehörigen der deutschen Wehrmacht ist so nicht zutref- 
fend. Alleine die Tatsache der Zugehörigkeit zu einem Verband der 
deutschen Wehrmacht führt nicht zu einem Anspruch auf Feistungen 
aus öffentlichen Kassen, sei es aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, nach dem Bundesversorgungsgesetz oder aus Kriegsfolgerege- 
lungen. 

Die deutsche gesetzliche Rentenversicherung beruht auf dem Versi- 
cherungsprinzip, d. h. Feistungen werden grundsätzlich auf Grund 
von Vorleistungen in Form von Beitragszahlungen erbracht. Im Ge- 
gensatz zu Staaten, die eine Vollversorgung unabhängig von der Bei- 
tragsleistung gewähren, ist die Höhe einer deutschen Rente in erster 
Finie von der Anzahl und Höhe der während des Erwerbslebens zur 
deutschen gesetzlichen Rentenversicherung geleisteten Beiträge ab- 
hängig. 

Als Sozialversicherung berücksichtigt die deutsche gesetzliche Ren- 
tenversicherung dennoch vielfach Zeiten, für die aus nicht vom Ein- 
zelnen zu vertretenden Gründen eine Beitragszahlung unterblieben 
ist. So werden z. B. Versicherten unabhängig von ihrer jetzigen Staats- 
angehörigkeit und ihrem derzeitigen Wohnsitz insbesondere Zeiten 
anerkannt, in denen sie nach vollendetem 14. Febensjahr 

„militärischen oder militärähnlichen Dienst im Sinne der §§ 2 
und 3 des Bundesversorgungsgesetzes aufgrund gesetzlicher 
Dienstpflicht oder Wehrpflicht oder während eines Krieges 
geleistet haben oder aufgrund dieses Dienstes kriegsgefangen ge- 
wesen sind oder deutschen Minenräumdienst nach dem 8. Mai 
1945 geleistet haben oder im Anschluss an solche Zeiten wegen 
Krankheit arbeitsunfähig oder unverschuldet arbeitslos gewesen 
sind,“ 
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und zwar als sog. Ersatzzeiten auf die für einen Rentenanspruch er- 
forderliche Mindestversicherungszeit von fünf Jahren. 

Auf Grund der Angaben in der Frage ist nicht davon auszugehen, 
dass der genannte Personenkreis jemals der deutschen gesetzlichen 
Rentenversicherung angehört hat und somit auch nicht als Versicher- 
ter im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung anzusehen ist. 
Sollte dies wider Erwarten dennoch der Fall sein, besteht ein Renten- 
anspruch, wenn die Zeit der Beitragszahlung zur deutschen Renten- 
versicherung und die o. a. Ersatzzeit zusammengerechnet mindestens 
60 Kalendermonate umfasst. 

Eeistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz können in Betracht 
kommen, wenn die Betreffenden sich in den Arbeitslagern erhebliche 
Gesundheitsstörungen zugezogen haben, die heute noch bestehen, 
oder an deren Hinterbliebene, wenn sie auf Grund einer erlittenen 
Gesundheitsstörung verstorben sind. Zuständig für die Eeistungser- 
bringung ist das Versorgungsamt Ravensburg, Eazarettstr. 2, 88250 
Weingarten. 

Etwaige Ansprüche deutscher Soldaten gegen das Deutsche Reich 
sind gemäß § 1 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes erloschen, so- 
weit ihr Fortbestand nicht ausdrücklich in diesem Gesetz bestimmt 
wurde. Anders als bei Freiheits- und Gesundheitsschäden sowie Ver- 
sorgungsansprüchen - deren Voraussetzungen sind hier nicht erfüllt - 
ist für Föhn- beziehungsweise Wehrsoldansprüche ein Fortbestand 
nicht vorgesehen. 


46. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Sind der Bundesregierung Probleme im Zu- 
sammenhang mit der Handhabung der „ge- 
ringfügigen Beschäftigung“ von polnischen 
oder anderen osteuropäischen Arbeitnehmern 
bekannt, die zu Betriebsauflösungen geführt 
haben, weil von den Sozialversicherungsträ- 
gern ganz erhebliche Nachforderungen an 
diese Betriebe gestellt wurden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 11. Juli 2000 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass bei der sozialversicherungs- 
rechtlichen Beurteilung von Saisonarbeitskräften in der Fandwirt- 
schaft, insbesondere aus osteuropäischen Fändern, in der Vergangen- 
heit teilweise nicht unerhebliche Probleme entstanden sind. Ursache 
war meist der Nachweis der für diese Beurteilung notwendigen fakti- 
schen Verhältnisse. Nach hiesiger Kenntnis sind diese Probleme 
durch die Einführung eines einheitlichen Fragebogens, den der Ar- 
beitnehmer zum Nachweis der Versicherungsfreiheit auszufüllen und 
dem Arbeitgeber vorzulegen hat, praktisch beseitigt. Der vom Ver- 
band Deutscher Rentenversicherungsträger herausgegebene Fragebo- 
gen wird den ausländischen Arbeitnehmern von den Heimatarbeits- 
ämtern im Entsendeland ausgehändigt. Auch die von den Spitzenor- 
ganisationen der Sozialversicherung getroffenen Vereinbarungen über 
Vertragsgestaltungsmöglichkeiten zur Beibehaltung der Versiehe- 
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rungsfreiheit von Saisonarbeitskräften dürften die in der Vergangen- 
heit aufgetretenen Schwierigkeiten weitgehend ausräumen. 


47. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Wie bewertet die Bundesregierung Nachveran- 
lagungen in einer Größenordnung von mehr 
als 50 000 DM für landwirtschaftliche Betrie- 
be im Tabakanbau, die infolge einer falschen 
Angabe der „geringfügigen Beschäftigung“ 
durch osteuropäische Arbeitnehmer erfolgt 
sind, so dass der Tabakanbauer die gesamten 
Sozialversicherungsbeiträge für diesen osteu- 
ropäischen Arbeitnehmer abführen musste, 
ohne dass dieser die ganze Zeit in seinem Be- 
trieb gearbeitet hatte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 11. Juli 2000 

Richtig ist, dass es in der Vergangenheit in Einzelfällen zu erheblichen 
Beitragsnachforderungen gekommen sein kann, weil die ursprüngli- 
chen Angaben über die für die sozialversicherungsrechtliche Beurtei- 
lung maßgebenden tatsächlichen Verhältnisse nicht in Ordnung wa- 
ren. Die Versicherungsträger sind kraft Gesetzes verpflichtet, Einnah- 
men rechtzeitig und vollständig zu erheben. Fälle einer darauf beru- 
henden Betriebsauflösung sind allerdings nicht bekannt. In diesem 
Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass nach den Vorschriften 
des Sozialgesetzbuches Beitragsnachforderungen unter bestimmten 
Voraussetzungen von der Einzugstelle gestundet, niedergeschlagen 
oder erlassen werden können. Der prüfende Rentenversicherungsträ- 
ger weist die geprüfte Stelle in Fällen existenzgefährdender Beitrags- 
forderungen hierauf hin. Es liegt dann in der Hand des Arbeitgebers, 
diese Möglichkeit zu nutzen. 

Sollten Sie einen konkreten Fall im Auge haben, bin ich zu weiterer 
Aufklärung gerne bereit, wenn Sie mir erforderliche Einzelheiten wie 
die Betriebsnummer des geprüften Betriebes und beteiligte Sozialver- 
sicherungsträger mitteilen. 


48. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Sieht die Bundesregierung im Bereich der „ge- 
ringfügigen Beschäftigung“ von osteuropäi- 
schen Saisonarbeitskräften einen notwendigen 
Reformbedarf, um Betriebe vor existenziellen 
Belastungen zukünftig besser zu schützen? 


49. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Sind nach Auffassung der Bundesregierung 
generell praktikablere und umfangreichere Lö- 
sungen für die Beschäftigung osteuropäischer 
Saisonarbeitskräfte notwendig? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 11. Juli 2000 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen wird Ande- 
rungsbedarf nicht gesehen. 


50. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die absolute Höhe 
der Beträge und die Zahl der geförderten Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen in den Jahren 
1998 bis 2001, auf alte und neue Bundesländer 
aufgeteilt, bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 18. Juli 2000 

Die Zahl aller in einem Jahr durchgeführten Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen wird statistisch nicht erfasst. Möglich sind insoweit Angaben 
über die Zahl der laufenden Maßnahmen im Jahresdurchschnitt, die 
nachfolgender Übersicht entnommen werden kann. 

Geförderte Maßnahmen 



alte 

Bundesländer 

neue 

Bundesländer 

gesamt 


1998 

20 515 

34 039 

54 554 

J ahresdurchschnitt 

1999 

23 798 

37 631 

61 429 

J ahresdurchschnitt 

2000 

21 849 

37 231 

59 080 

Durchschnitt 
Januar- Juni 2000 


Für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen wurden folgende Beträge ausge- 
geben: 


Ausgaben in Mio. DM 



alte 

Bundesländer 

neue 

Bundesländer 

gesamt 


1998 

1 975 

5 452 

7 427 


1999 

2 144 

5 661 

7 805 


2000 

869 

2 345 

3 214 

Stand 10. Juli 2000 


Über die voraussichtlichen Ausgaben im Jahr 2001 sind keine Anga- 
ben möglich, da der Haushalt für das entsprechende Jahr noch nicht 
aufgestellt ist. 


51. Abgeordneter 

Dr. Guido 

Westerwelle 

(F.D.P.) 


Kennt die Bundesregierung die Initiative „Fo- 
rum für Rollstuhlfahrer und Querschnittsge- 
lähmte“, www.startrampe.net, die eine Online- 
Petition gestartet hat mit dem Ziel, Schwerbe- 
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hinderten auf Grund ihrer besonderen Situati- 
on, den kostenfreien Zugang zum Internet zu 
ermöglichen, und wenn ja, in welcher Weise 
unterstützt die Bundesregierung konkret die- 
ses Anliegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Mäscher 
vom 11. Juli 2000 

Der Bundesregierung ist eine Unterstützung des Anliegens des Fo- 
rums für Rollstuhlfahrer und Querschnittsgelähmte nicht möglich. 
Der kostenfreie Zugang zum Internet kann durch die Bundesregie- 
rung nicht ermöglicht werden, da das Telefonmonopol in Deutschland 
seit dem 1. Januar 1998 wettbewerblichen Rahmenbedingungen gewi- 
chen ist und die jeweiligen Telefongesellschaften Preise und Vertrags- 
bedingungen festlegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


52. Abgeordneter 

Dirk 

Niehel 

(F.D.P.) 


In welchen Intervallen sind von der Bundesre- 
gierung Tiefflugübungen und Manöver über 
Baden-Württemberg vorgesehen und beabsich- 
tigt sie, dabei Kur- und Bäderorte auszuspa- 
ren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 17. Juli 2000 

Der Auftrag der Luftwaffe im Rahmen des Gesamtauftrags unserer 
Streitkräfte zur Verteidigungsvorsorge und Kriesenbewältigung erfor- 
dert eine fundierte fliegerische Ausbildung und kontinuierliches Üben 
unserer Luftstreitkräfte. Die Einsatzbereitschaft der Luftwaffe und 
des Personals wird in Übungen im In- und Ausland unter Beweis ge- 
stellt. Dennoch wurde die Anzahl der Übungen in den letzten Jahren 
auf das notwendige Minimum beschränkt, um die Belastung der Be- 
völkerung durch Kampfflugzeuge zu reduzieren. 

Die Luftwaffe plant jedes Frühjahr eine ca. einwöchige Übung im 
süddeutschen Luftraum, bei der es regional und zeitlich zu vermehr- 
ten Flugbewegungen - auch in Baden-Württemberg - kommen kann. 
Hinzu kommt eine zweiwöchige NATO-Übung im Frühsommer, die 
das Gebiet von Süddeutschland bis Nord-Norwegen umfasst. Auch 
bei dieser einzigen fliegerischen Größübung der NATO kann es regio- 
nal zu stärkeren Flugbewegungen kommen als gewöhnlich. 

Grundsätzlich werden Tiefflüge über dem gesamten Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland durchgeführt, wobei grundsätzlich eine Min- 
desthöhe von 1 000 Fuß über Grund (ca. 300 m), in Ausnahmefällen 
von 500 Fuß über Grund (ca. 150 m) einzuhalten ist. Ausnahmen 
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hierzu sind dort gegeben, wo durch die Luftraumstruktur vorgegebe- 
ne Flugbeschränkungen einen Tiefflug nicht zulassen. 

Tiefflüge werden am Tage nach dem Prinzip der freien Streckenwahl 
geplant und durchgeführt, um somit eine größtmögliche Entflechung 
des Flugbetriebes über der gesamten Bundesrepublik Deutschland zu 
erreichen. Bei der Auftragserteüung bzw. Vorbereitung und Durch- 
führung von Tiefflügen wird dem Gebot der Lärmentlastung besonde- 
re Bedeutung zugemessen. Dabei hat sich das Prinzip der freien Stre- 
ckenwahl zur Entflechtung des militärischen Flugbetriebes bewährt 
und insgesamt zu einer Reduzierung der Lärmbelastung für die be- 
troffene Bevölkerung geführt. 

Weder im Luftverkehrsgesetz noch in den flugbetrieblichen Regelun- 
gen der Bundeswehr ist ein generelles Überflugverbot für Kurorte 
erlassen. Für Kurorte, Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime, staat- 
lich anerkannte Luftkurorte und Heilbäder sind in der Regel keine be- 
sonderen oder zusätzlichen Mindestflughöhen eingerichtet. Die Besat- 
zungen der Luftwaffe sind aber angewiesen, den Aspekt der Lärm- 
minderung in diesen Bereichen bei der Planung und Durchführung 
des Flugbetriebes vorrangig zu beachten. Zuletzt erging im Juli 1998 
eine entsprechende Weisung. 

Die Aussparung eines bestimmten Kur-, Fremdenverkehrs- oder Nah- 
erholungsgebietes müsste nach dem Gleichheitsgrundsatz bei allen 
derartigen Gebieten Anwendung Anden. Damit würde der Luftver- 
kehr in einem nicht vertretbaren Maße eingeschränkt bzw. zum Erlie- 
gen gebracht. Jede weitere Luftraumbeschränkung, wie z. B. Über- 
flugverbote für bestimmte Objekte, Orte oder Räume, würde zu einer 
Verdrängung des Luftverkehrs in andere Gebiete und damit zu erhöh- 
ten Lärmkonzentrationen an anderen Stellen führen. Eine Kanalisie- 
rung und Verdichtung des Flugbetriebes in bestimmten Bereichen wä- 
re auch unter dem Gesichtspunkt der Flugsicherheit nicht wünschens- 
wert. 

Ich bitte deshalb um Verständnis, dass es unter den aufgezeigten Be- 
dingungen bei einem unabweisbar notwendigen Flugbetrieb, ein- 
schließlich der Tiefflugübungen, bleiben muss. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


53. Abgeordneter Wie erklärt sich die Bundesregierung die Ver- 

Jochen-Konrad zögerung von Genehmigungen für das In- 
Fromme verkehrbringen von genetisch veränderten 

(CDU/CSU) Pflanzen auf europäischer Ebene, und welche 

Maßnahmen plant man zu ergreifen, um Ge- 
nehmigungen dieser Art künftig schneller zu 
realisieren? 
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Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 17. Juli 2000 

Die Verzögerung von Genehmigungen für das Inverkehrbringen von 
genetisch veränderten Pflanzen auf europäischer Ebene ist darauf zu- 
rückzuführen, dass für die jeweilige Entscheidung für ein Inverkehr- 
bringen nicht die erforderliche Mehrheit auf EU-Ebene zustande ge- 
kommen ist. Hintergrund dafür sind unterschiedliche Auffassungen 
unter den Mitgliedstaaten über Sicherheitsfragen. 

Die Bundesregierung fördert die Verhandlungen über die neue Richt- 
linie des Europäischen Parlaments und des Rates über die absichtliche 
Ereisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt, die die 
Richtlinie 90/220/EWG ersetzen soll, um damit so rasch wie möglich 
eine neue Rechts- und Entscheidungsgrundlage zu erhalten, die dem 
inzwischen erhöhten Sicherheitsbedürfnis der Mitgliedstaaten Rech- 
nung trägt. Derzeit wird diese Richtlinie vom Rat im Hinblick auf die 
Einleitung des Vermittlungsverfahrens diskutiert. 


54. Abgeordneter 

Beatrix 

Philipp 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
dass nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes 
zur Neuordnung seuchenrechtlicher Vorschrif- 
ten (Seuchenrechtsneuordnungsgesetz 
SeuchRNeuG) die Wahrscheinlichkeit von 
Hepatitis C - Infektionen z. B. in Kranken- 
häusern und Pflegeeinrichtungen, wie jüngst 
im Krankenhaus Itzehoe geschehen, eher noch 
zunimmt, da ein Hepatitis-C-Virusträger von 
den Schutzmaßnahmen des neuen Seuchen- 
rechts auf Grund einer fehlenden Definition 
des Virusträgers, der als „Carrier“ andere an- 
stecken kann, nicht grundsätzlich erfasst wird 
(da er weder krank, noch krankheitsverdäch- 
tig, noch Ausscheider ist)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 11. Juli 2000 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 

In Artikel 1 des Seuchenrechtsneuordnungsgesetzes, dem Gesetz zur 
Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men- 
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) heißt es im § 31: 

§31 Berufliches Tätigkeitsverbot 

Die zuständige Behörde kann Kranken, Krankheitsverdächtigen, An- 
steckungsverdächtigen und Ausscheidern die Ausübung bestimmter 
beruflicher Tätigkeiten ganz oder teilweise untersagen. Satz 1 gilt 
auch für sonstige Personen, die Krankheitserreger so in oder an sich 
tragen, dass im Einzelfall die Gefahr einer Weiterverbreitung besteht. 

Satz 1 ermächtigt die zuständige Behörde, Kranken, Krankheitsver- 
dächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern in Einzelfäl- 
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len bestimmte berufliche Tätigkeiten ganz oder teilweise durch Ver- 
waltungsakt zu untersagen. Dabei handelt es sich um eine Schutzmaß- 
nahme nach § 28 Infektionsschutzgesetz, die die in den §§ 34 und 42 
Infektionsschutzgesetz sowie in einigen Verordnungen geregelten au- 
tomatisch eintretenden gesetzlichen Tätigkeitsverbote für die Fälle er- 
gänzt, bei denen sowohl hinsichtlich der Krankheiten als auch hin- 
sichtlich der Tätigkeiten nicht in jedem Einzelfall, sondern nur unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Gefährdung Dritter besteht. Ob 
eine solche Gefährdung Dritter besteht, muss von der zuständigen Be- 
hörde beurteilt werden, wobei nicht Voraussetzung ist, dass die Ge- 
fährdung von einer meldepflichtigen Krankheit oder von meldepflich- 
tigen Krankheitserregern ausgeht. Ob ein Tätigkeitsverbot ausgespro- 
chen wird, liegt im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Behör- 
de. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Maßnahme notwendig, ge- 
eignet und verhältnismäßig sein muss. Der jeweilige Einzelfall ist ins- 
besondere nach Art der beruflichen Tätigkeit, der Übertragungsweise 
und der Schwere der Verlaufsform der Krankheit zu beurteilen. Das 
Tätigkeitsverbot darf nur insoweit erfolgen, als es zur Verhinderung 
der Weiterverbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 
Ebenso, wie bei einem gesetzlichen Tätigkeitsverbot ist bei einem 
Tätigkeitsverbot nach dieser Vorschrift vom Arbeitgeber oder Dienst- 
herrn zu versuchen, den Betroffenen an einer anderen geeigneten 
Stelle einzusetzen. 

Satz 2 erweitert den Anwendungsbereich von Satz 1 auf Personen, 
bei denen bekannt ist, dass sie Krankheitserreger so in oder an sich 
tragen, dass im Einzelfall die Gefahr einer Weiterverbreitung besteht. 
Damit werden die sog. „Carrier“ erfasst. Auf diese Personen finden 
die sonstigen Vorschriften zur Bekämpfung übertragbarer Krankhei- 
ten grundsätzlich keine Anwendung, weil sie nach den Begriffsbestim- 
mungen in § 2 IfSG weder krank, krankheitsverdächtig, ansteckungs- 
verdächtig noch wegen der Formulierung „Ansteckungsquelle für die 
Allgemeinheit“ in § 2 Nr. 6 IfSG Ausscheider im Sinne des IfSG 
sind. Dazu gehören z. B. Personen, die mit HIV, Hepatitis B oder He- 
patitis C infiziert sind und keine klinischen Symptome haben. Diese 
Personen können, wenn sie z. B. als Arzte, Pflege- oder Laborpersonal 
tätig sind, bei der Verrichtung ihrer beruflichen Tätigkeit eine Gefähr- 
dung für andere darstellen. 

Ein berufliches Tätigkeitsverbot oder eine Tätigkeitseinschränkung 
kommt deshalb insbesondere bei chirurgisch tätigen Ärzten (Chirur- 
gen und andere operative Fächer, z. B. Orthopäden, Gynäkologen 
etc.) oder Zahnärzten in Betracht, weil bei deren Tätigkeiten - trotz 
Durchführung aller hygienischer Schutzmaßnahmen - nicht auszu- 
schließen ist, dass sie sich selbst bei einer Operation verletzen und da- 
bei Blut des Arztes mit Blut des Patienten in Kontakt kommt. 

Neben HIV kommt Satz 2 insbesondere im Hinblick auf Hepatitis-B- 
und Hepatits-C-Carriern im Gesundheitswesen große praktische Rele- 
vanz bei (vgl. H. M. Hasselhorn, F. Hofmann: Nosokomiale Hepati- 
tis-B-Virus-, Hepatitis-C-Virus- und HlV-Infektionen durch infektiöses 
medizinisches Personal; Gesundheitswesen 60, 1998, 545; außerdem 
A. Nassauer: Der Betriebsarzt im Spannungsfeld zwischen Schweige- 
pflicht und Meldepflicht; Bundesgesundheitsblatt 42, 1999, 481 bis 
485 zu dem Anfang 1999 in Aachen bekannl gewordenen Fall). Zur 
Verhinderung der Überlragung von HIV durch Personal des Gesund- 
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heitswesens hat die Deutsche Vereinigung zur Bekämpfung der Virus- 
krankheiten e. V. (DVV) Empfehlungen für die praktische Arbeit ver- 
öffentlicht (s. Epidemiologisches Bulletin 30/99, S. 222 bis 223). Ent- 
sprechende Empfehlungen für die Hepatitis C werden zurzeit erarbei- 
tet. Wird einer Person, bei der eine Krankheit in einen „Carrier“-Sta- 
tus übergehen kann, ein berufliches Tätigkeitsverbot erteilt, so ist das 
Verbot vorsorglich auf Satz 1 und 2 zu stützen. Es kann mit der Auf- 
lage versehen werden, dass die Tätigkeit erst wieder aufgenommen 
werden darf, wenn der Nachweis erfolgt ist, dass keine Infektion mehr 
besteht. Alle anderen ärztlichen Tätigkeiten können ohne Vorbehalt 
ausgeübt werden. Der infizierte Arzt oder Zahnarzt soll ggf. seine Tä- 
tigkeit einschränken oder in ein anderes Tätigkeitsfeld wechseln. 

Die Vorschrift ist strafbewehrt: Wer vorsätzlich einer vollziehbaren 
Anordnung nach § 31 Infektionsschutzgesetz, auch in Verbindung 
mit einer Rechtsverordnung nach § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, 
zuwiderhandelt, wird gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 Infektionsschutzgesetz 
mit Ereiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; 
wer dabei eine in § 6 Abs. 1 Nr. 1 Infektionsschutzgesetz genannte 
Krankheit oder einen in § 7 Infektionsschutzgesetz genannten Krank- 
heitserreger verbreitet, wird gemäß § 75 Abs. 3 Infektionsschutzge- 
setz mit Ereiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, 
soweit nicht die Tat in anderen Vorschriften mit einer schwereren 
Strafe bedroht ist. Handelt der Täter im Ealle des § 75 Abs. 1 Infekti- 
onsschutzgesetz fahrlässig, so ist die Strafe gemäß § 75 Abs. 4 Infekti- 
onsschutzgesetz Ereiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

Zusammenfassend werden die „Carrier“ vom Infektionsschutzgesetz 
erfasst und dem Gesundheitsamt stehen weitreichende Maßnahmen 
zur Verhinderung der Verbreitung der Hepatitis C auch durch Be- 
schäftigte des Gesundheitsdienstes zur Verfügung. 


55. Abgeordneter 

Beatrix 

Philipp 

(CDU/CSU) 


Palls die Bundesregierung diese Auffassung 
teilt, was gedenkt sie zum verbesserten Schutz 
vor derartigen Infektionen zu tun und falls 
nein, wie will die Bundesregierung zukünftig 
Vorkommnisse wie in Itzehoe mit der Polge 
einer vorsorglichen Massen-Blutuntersuchung 
von bis zu 2 500 Patientinnen, die durch einen 
Klinikarzt mit Hepatitis C infiziert worden 
sein könnten, verantworten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 11. Juli 2000 

Wie oben ausgeführt, teilt die Bundesregierung die in Präge 54 darge- 
stellte Auffassung nicht. Die dargelegten Regelungen im Infektions- 
schutzgesetz bilden einen wichtigen Baustein in der Vermeidung von 
Vorkommnissen wie sie sich z. B. in Itzehoe ereignet haben. Das In- 
fektionsschutzgesetz beinhaltet aber weitere, zusätzliche Regelungen 
zur Vermeidung bzw. weitestgehender Reduktion der Zahl solcher 
Vokommnisse. Diese betreffen Aufgaben des Robert-Koch-Institutes 
insgesamt (§ 4) und die Meldepflichten bei bekannt werden bestimm- 
ter Infektionen. Zusätzlich liegt ein Schwerpunkt des Infektions- 
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Schutzgesetzes auf der Erkennung und Prävention von nosokomialen 
Infektionen (§ 6 Abs. 3 und § 23). Um eine solche nosokomiale Infek- 
tion handelte es sich z. B. auch im erwähnten Fall in Itzehoe. 

Dies bedeutet, dass neben den Regelungsinhalten des § 31 auch der 
Erkenntnisgewinn über Infektionskrankheiten, die Information brei- 
ter Kreise über den jeweüs aktuellen Stand zur Vorbeugung, Erken- 
nung und Verhinderung der Weiterverbreitung übertragbarer Krank- 
heiten sowie die Erarbeitung von Empfehlungen zur Infektionsprä- 
vention in diesem wichtigen Tätigkeitsfeld gesetzlich geregelt werden. 

Ergänzt werden die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes durch 
Regelungen des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung. 
So unterliegen Tätigkeiten in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun- 
gen der Verordnung über Sicherheits- und Gesundheitsschutz bei Tä- 
tigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen (Biostoffverordnung) vom 
27. Januar 1999. § 15 der Biostoffverordnung schreibt vor, dass der 
Arbeitgeber Beschäftigte vor Aufnahme von Tätigkeiten mit bestimm- 
ten biologischen Arbeitsstoffen arbeitsmedizinisch untersuchen und 
beraten lassen muss. Zu den Tätigkeiten im Sinne der Biostoffverord- 
nung zählt auch der berufliche Umgang mit Menschen in Kranken- 
häusern, Pflegeheimen und ähnlichen Einrichtungen. 

Diese arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen sind in regelmä- 
ßigen Abständen zu wiederholen sowie am Ende der Beschäftigung 
anzubieten. Beschäftigte, die sich eine Infektion oder eine Erkran- 
kung zugezogen haben, die auf Tätigkeiten mit biologischen Arbeits- 
stoffen zurückzuführen sein könnten, sind unverzüglich arbeitsmedizi- 
nische Vorsorgeuntersuchungen anzubieten. Darüber hinaus ist allen 
Beschäftigten, die biologischen Arbeitsstoffen ausgesetzt sein können, 
eine Impfung anzubieten, wenn ein wirksamer Impfstoff zur Verfü- 
gung steht. 

Zu den Tätigkeiten, bei denen verpflichtende arbeitsmedizinische Vor- 
sorge in vorgenanntem Sinne besteht, gehören nach Anhang IV der 
Biostoffverordnung alle Tätigkeiten in der Human-, Zahn-, Wohl- 
fahrtspflege sowie in Notfall- und Rettungsdiensten, soweit die Be- 
schäftigten Hepatitis-B-Viren oder Hepatitis-C-Viren ausgesetzt sein 
können. Darüber hinaus ist nach Anhang IV der Biostoffverordnung 
in bestimmten Abteilungen wie z. B. Kinderabteilungen, Infektionssta- 
tionen, Tuberkulose-Abteilungen o. a. zusätzlich eine verpflichtende 
arbeitsmedizinische Vorsorge bei Tätigkeiten mit weiteren biologi- 
schen Arbeitsstoffen vorgesehen wie z. B. Hepatitis-A-, Hepatitis-D-, 
Masern- oder Mumps-Virus. 

Wird im Rahmen dieser Untersuchungen der Verdacht der Erkran- 
kung erhoben oder die Erkrankung an einer z. B. Hepatits C festge- 
stellt, so ist dies nach § 6 Infektionsschutzgesetz an das Gesundheits- 
amt zu melden. Entsprechendes gilt nach § 7 für den Erregernach- 
weis. Dem Gesundheitsamt stehen für weitere Maßnahmen die ge- 
samten Instrumentarien des Infektionsschutzgesetzes zur Verfügung. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass gerade mit der 
1999 in Kraft getretenen Biostoffverordnung ein deutlicher Schutz so- 
wohl des Personals in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen er- 
reicht wurde als auch in diesen Fällen indirekt ein verbesserter Schutz 
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der Patienten. Im Zusammenwirken mit dem Infektionsschutzgesetz 
wird eine deutliche Verbesserung der bestehenden gesetzlichen Rege- 
lungen zur Vorbeugung, Erkennung und Verhinderung der Weiterver- 
breitung übertragbarer Krankheiten erreicht. Insbesondere für den 
Bereich der durch symptomlose „Carrier“ verursachten Erkrankun- 
gen durch Beschäftigte im Gesundheitsdienst wird das Infektions- 
schutzgesetz durch die Biostoffverordnung sinnvoll ergänzt. Auf 
Grund der Komplexität der Materie und der Möglichkeit des Eehlver- 
haltens einzelner Personen sind Vorkommnisse wie in Itzehoe aber 
auch in Zukunft nicht mit absoluter Sicherheit auszuschließen. Sie 
können bei konsequenter Umsetzung der neuen Regelungen aber 
deutlich besser vermieden werden. 


56. Abgeordneter 

Dr. Werner R. 

Schuster 

(SPD) 


Wie viele Patienten werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung in Deutschland durchschnitt- 
lich jährlich wegen Jodmangel-Kropf operiert 
und welche Kosten entstehen dadurch? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 12. Juli 2000 

Eür Schilddrüsenoperationen in Deutschland pro Jahr werden 90 000 
Pälle angegeben. In den meisten Bällen ist hierfür ein über Jahrzehnte 
bestehender Jodmangel die Ursache. Die jährlichen Kosten für die 
stationäre Behandlung von jodmangelbedingten Schilddrüsenkrank- 
heiten werden auf 485 Mio. DM geschätzt (1996). Die gesamten Ko- 
stenjodmangelbedingter Krankheiten werden mit ca. 2 Mrd. DM pro 
Jahr angegeben. 


57. Abgeordneter Plant die Bundesregierung die Jod-Prophylaxe 

Dr. Werner R. ähnlich wie in Österreich und in der Schweiz 

Schuster gesetzlich zu regeln? 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 12. Juli 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, der gelegentlich erhobenen 
Eorderung nachzukommen, der Gesetzgeber solle die ausschließliche 
Herstellung von jodiertem Speisesalz und dessen Verwendung bei der 
gewerblichen Herstellung von Eebensmitteln vorschreiben. Eine der- 
artige Maßnahme würde, wie die Diskussion um die Trinkwasser- 
fluoridierung gezeigt hat, von weiten Kreisen der Bevölkerung als 
Zwangsmedikation angesehen und nicht akzeptiert werden. 

Das derzeitige Konzept der Jodmangelprophylaxe in Deutschland be- 
ruht auf dem Ereiwilligkeitsprinzip. Gesetzliche Regelungen erlauben 
seit 1989 den Einsatz von Jodsalz in allen Bereichen der Eebensmittel- 
produktion, der Gemeinschaftsverpflegung und der Gastronomie. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-39- 


Drucksache 14/3911 


Seitdem diese von Auflärungsmaßnahmen der Bundesregierung be- 
gleiteten Maßnahmen ergriffen worden sind, hat sich die Versorgung 
der Bevölkerung mit Jod in Deutschland verbessert, wie das Ergebnis 
des vom Bundesministerium für Gesundheit in Auftrag gegebenen 
Forschungsvorhabens „Jodmonitoring“ zeigt. Alle erhobenen Para- 
meter der Jodzufuhr und Jodausscheidung weisen auf einen Anstieg 
der Jodversorgung in den letzten 15 Jahren hin. Allerdings besteht im- 
mer noch ein mäßig ausgeprägter Jodmangel bei der deutschen Bevöl- 
kerung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


58. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Ist es der Bundesregierung bekannt, dass Bür- 
ger der Bundesrepublik Deutschland in eini- 
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
mit einem Bußgeld belegt werden, wenn sie 
bei den dortigen Verkehrskontrollen nicht den 
seit 1. Januar 2000 gültigen EU-Führerschein 
vorlegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. Juli 2000 

Im Zuge der Überführung der Richtlinie 91/439/EWG des Rates 
vom 29. Juli 1991 über den Führerschein (ABI. EG Nr. 237 S. 1, 
„Zweite EG-Führerscheinrichtlinie“) in deutsches Recht werden in 
der Bundesrepublik Deutschland seit dem 1. Januar 1999 nur noch 
Führerscheine im Scheckkartenformat ausgegeben. Vor diesem Zeit- 
punkt ausgegebene „alte“ Führerscheine bleiben von Sonderfällen, 
die sich auf die Fahrerlaubnisse zum Führen von Fkw und Bussen be- 
ziehen, gültig und brauchen daher grundsätzlich nicht umgetauscht zu 
werden. Gemäß Artikel 1 Abs. 2 der Zweiten EG-Führerscheinrichtli- 
nie müssen die von den Mitgliedstaaten ausgestellten Führerscheine 
gegenseitig anerkannt werden. Der Grundsatz der gegenseitigen An- 
erkennung von Führerscheinen umfasst die volle Anerkennung aller 
einem Führerscheininhaber im Einklang mit den zum Zeitpunkt der 
Erteilung geltenden einzelstaatlichen Bestimmungen erteilten Fahr- 
erlaubnisse. Angesichts der Vielzahl der in der EU gültigen Führer- 
scheinmuster ist es notwendig, insbesondere den Polizeibehörden der 
Mitgliedstaaten entsprechende Informationen zur Verfügung zu stel- 
len. Dazu hat die EU-Kommission ein Handbuch über Äquivalenzen 
zwischen bestimmten Klassen von Führerscheinen herausgegeben 
(Amtsblatt EG Nr. F 91 vom 12. April 2000). 

Zwar kann nicht mit absoluter Sicherheit gesagt werden, dass der 
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung von Führerscheinen sowie 
der Inhalt des Handbuches jedem Polizei- bzw. Kontrollbeamten in 
der EU bekannt ist, jedoch ist der Bundesregierung bis heute kein 
konkreter Fall bekannt geworden, bei dem ein deutscher Führer- 
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schein im EU-Ausland unter Verhängung eines Bußgeldes nur deshalb 
nicht anerkannt worden wäre, weil es sich um ein „altes“ Führer- 
scheinmuster gehandelt hat. Es ist daher davon auszugehen, dass an- 
ders lautende Zeitungsmeldungen, die erstmals Mitte Mai 2000 er- 
schienen sind, nicht zutreffen oder es sich allenfalls um einen nicht 
weiter bekannt gewordenen Einzelfall gehandelt haben kann. Um jeg- 
liche Zweifel auszuschließen, hat die Bundesregierung anlässlich der 
Sitzung des Europäischen Ausschusses für den Führerschein am 
30. Mai 2000 in Brüssel die Vertreter der Mitgliedstaaten gebeten, 
diesen Meldungen nachzugehen und ggf. die Polizeien über die 
Rechtslage zu informieren. Da sich die Zeitungsmeldungen in der Fol- 
gezeit vor allem auf angebliche Vorfälle in Österreich bezogen, wurde 
dort am 9. Juni 2000 erneut um Stellungnahme gebeten. Das zustän- 
dige österreichische Innenministerium hat daraufhin schriftlich versi- 
chert, dass auch in Österreich die Regelungen über die gegenseitige 
Anerkennung von Führerscheinen Anwendung finden. 


59. Abgeordneter Wenn ja, geschieht dies rechtskonform mit gel- 

Albrecht tendem EU-Recht? 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. Juli 2000 

Es wird auf die Antwort zu Frage 58 verwiesen. 


60. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um diese Angelegenheit mit den betrof- 
fenen Mitgliedstaaten zu klären und eine ein- 
vernehmliche Eösung zu finden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. Juli 2000 

Die Bundesregierung ist der Angelegenheit nach Veröffentlichung 
von diesbezüglichen Zeitungsmeldungen unverzüglich nachgegangen 
und hat - wie aufgezeigt - alles getan, um den Sachverhalt zu klären 
(siehe Antwort zu Frage 58). 


61. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Sind nach Kenntnis der Bundesregierung die 
alten grauen bzw. rosa Führerscheine inner- 
halb der Europäischen Union weiterhin gül- 
tig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. Juli 2000 


Ja, siehe Antwort zu Frage 58. 
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62. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung der Bahn- 
strecke Hamburg-Wittenberge-Berlin den 
Vorzug gegenüber der Strecke Hamburg-Uel- 
zen-Stendal-Berlin für einen Hochgeschwin- 
digkeitsausbau gegeben, wenngleich diese 
Strecke weder im Bundesverkehrswegeplan 
1999 bis 2002 noch im sog. Antistaupro- 
gramm enthalten ist und warum wird eine sol- 
che Entscheidung gefällt, ohne den Deutschen 
Bundestag damit zu befassen, zumal im Zuge 
der Fortschreibung des Bundesverkehrswege- 
planes die fachliche Diskussion gerade erst 
mit von den Ländern zu benennenden Projek- 
ten begonnen hat und noch nicht einmal eine 
parlamentarische Anhörung zu diesem Stre- 
ckenverlauf durchgeführt wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 7. Juni 2000 

Im Rahmen des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit (VDE) Nr. 2 
wurde die vorhandene Eisenbahnstrecke Hamburg-Büchen-Berlin 
durchgehend zweigleisig wieder aufgebaut und für eine Streckenge- 
schwindigkeit von 160 km/h mit Option 200 km/h ausgebaut. Die Be- 
schränkung des Ausbaus auf diesen Standard war dem beabsichtigten 
Bau der Magnetschnellbahn-Anwendungsstrecke Hamburg-Berlin ge- 
schuldet. Die Strecke ist mit diesem Maßnahmenumfang Bestandteil 
des Vordringlichen Bedarfs des Bedarfsplans Schiene. 

Auf Grund der Entscheidung vom 5. Februar 2000, die Magnet- 
schnellbahn-Anwendungsstrecke Hamburg-Berlin nicht zu realisie- 
ren, besteht Einvernehmen mit der Deutschen Bahn AG (DB AG), 
dass nur die Eisenbahnstrecke Hamburg-Büchen-Berlin für den ICE- 
Verkehr ausgebaut wird. Es ist geplant, diese Strecke für eine Stre- 
ckengeschwindigkeit von 200 bis 230 km/h in einer 2. Ausbaustufe 
des VDE Nr. 2 aufzurüsten. 

Die Aufnahme der 2. Baustufe der Strecke Hamburg-Büchen-Berlin 
in die Mehrjahrespläne und damit in den Bedarfsplan Schiene erfolgt 
entsprechend § 6 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes, da ein un- 
vorhergesehener Verkehrsbedarf auf Grund der Änderung der Ver- 
kehrsstruktur eingetreten ist. Es handelt sich nicht um ein neues Vor- 
haben, was im Zuge der Fortschreibung des Bundesverkehrswegepla- 
nes 1992 nach der einheitlichen Methodik erst bewertet und geprüft 
werden muss. Dem Grunde nach wird durch den Wegfall des Ver- 
kehrsträgers Magnetschnellbahn die realisierte Option für eine Stre- 
ckengeschwindigkeit von 200 km/h eingelöst. 


63. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Warum ist der ca. 300 km lange Hochge- 
schwindigkeitsausbau der „Nordtrasse“ nach 
Angaben der DB AG und der Bundesregie- 
rung billiger als ein Ausbau der „Südtrasse“, 
obwohl man auf dieser Strecke lediglich einen 
Lückenschluss von etwas mehr als 100 km be- 
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werkstelligen müsste, und, falls die Bundesre- 
gierung an der „Nordtrasse“ festhält, ist sie 
über ihre Vertreter im Aufsichtsrat bereit, dar- 
auf hinzuwirken, dass die DB AG als Aus- 
gleich für das nordöstliche Niedersachsen 
einen InterRegio-Verkehr im 2-Stunden-Takt 
auf der Strecke Hamburg-Uelzen-Stendal- 
Berlin einrichtet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 7. Juni 2000 

Seitens der Deutschen Bahn AG (DB AG) wurden bereits im Jahre 
1999 Variantenuntersuchungen im Korridor Hamburg-Berlin durch- 
geführt, in deren Ergebnis der Ausbau für den ICE-Verkehr über Bü- 
chen favorisiert wurde. Dafür sprechen u. a., dass nicht nur der Weg 
über Büchen 1 1 km kürzer ist, sondern vielmehr die wesentlich niedri- 
geren Investitionsaufwendungen bei vergleichbar annähernd gleichen 
Eahrzeiten. Innerhalb der Einienführung über Uelzen- Stendal müsste 
nicht nur der Abschnitt Uelzen- Stendal ertüchtigt werden, sondern 
auch der Abschnitt Hamburg-Uelzen mehrgleisig ausgebaut und zwi- 
schen Rathenow und Wustermark auf einen 1 8 km langen Abschnitt 
die 2-gleisige Neubaustrecke nachgerüstet werden. Zudem wären bei 
einer Anhebung der Streckengeschwindigkeit auf 200 km/h zwischen 
Stendal-Uelzen von den bisher getätigten Investitionen ca. 300 Mio. 
DM verlorene Investitionen, da hierfür eine abschnittsweise Neutras- 
sierung erforderlich ist. 

Das VDE Nr. 3, Ausbaustrecke Uelzen-Stendal, wurde eingleisig 
elektrifiziert für eine Streckengeschwindigkeit von bis zu 160 km/h 
ausgebaut. Die Inbetriebnahme dieser Strecke erfolgte am 19. De- 
zember 1999. Der geplante zweigleisige Ausbau wird in Abhängigkeit 
von der Entwicklung des Verkehrs, insbesondere des Güterverkehrs, 
bedarfsgerecht in einer späteren Ausbaustufe realisiert. 

Die Bundesregierung hält an der „Nordtrasse“ fest. Entscheidungen 
zum Betriebsprogramm (Einrichtung von IR-Einien) liegen allein in 
der unternehmerischen Verantwortung der DB AG, auf die die Bun- 
desregierung keinen Einfluss nimmt. Das trifft auch auf ihre Vertreter 
im Aufsichtsrat der DB AG zu. 


64. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Anschluss 
an die Urteile des Bundesverwaltungsgerichts 
Az 11 A 18/98, 11 A 19/98, 11 A 23/98, 11 A 
24/98 und 1 1 A 25/98, welche die DB AG ver- 
pflichten, die direkten Anlieger der Strecke 
Uelzen-Salzwedel-Stendal, hier besonders in 
Veerßen, Niendorf II, Wrestedt, Wieren und 
Soltendieck, vor Eärm zu schützen, Mittel für 
die Eärmsanierung zur Verfügung zu stellen, 
und wenn ja, in welchem Umfang? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 7. Juni 2000 

Sofern Anrainer der Strecke Uelzen-Salzwedel-Stendal einen An- 
spruch auf Lärmschutzmaßnahmen infolge des Ausbaues im Rahmen 
des VDE Nr. 3 haben oder im Zuge eines Verwaltungsgerichtsverfah- 
rens zugesprochen bekommen, werden die hierfür anfallenden Kosten 
innerhalb des Projektes finanziert. Der Tenor der genannten Urteile 
des Bundesverwaltungsgerichtes besagt, dass in diesen Fällen neu ab- 
zuwägen ist. Daher können zum jetzigen Zeitpunkt keine konkreten 
Angaben zum Umfang der Maßnahmen getätigt werden. 

Da es sich hierbei um Lärmvorsorge handelt, die im Bundes-Immissi- 
onsschutzgesetz (BImSchG), in der Verkehr slärmschutzver Ordnung 
(16. BImSchV) und in der Verkehrswege-Schallschutz-Maßnahmen- 
verordnung (24. BImSchV) gesetzlich geregelt ist, kann eine Finanzie- 
rung mit Mitteln für die Lärmsanierung nicht in Betracht kommen, 
weil diese zweckgebunden nur für freiwillige Leistungen des Bundes 
ohne Rechtsanspruch bestimmt sind. 


65. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche Mittel stehen für die Realisierung der 
Geller Ortsumgehung (B3) zur Verfügung, 
nachdem nunmehr der erste von fünf Ab- 
schnitten im Genehmigungsentwurf fertigge- 
stellt ist und Ende des Jahres planfestgestellt 
werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 17. Juli 2000 

Dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
(BMVBW) liegt noch kein Entwurf zur Planung der B 3 Ortsumge- 
hung Celle (südlich Celle bis nördlich Ehlershausen) vor. Er liegt zur- 
zeit beim Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Technologie 
und Verkehr, Hannover, vor und soll kurzfristig (vorauss. in der 
30. Kalenderwoche) mit Gesehen- und Weiterleitungsvermerk dem 
BMVBW zur Erteüung des Gesehenvermerkes zugesandt werden. 

Erst nach Erteilung des Gesehenvermerkes durch das BMVBW und 
anschließender Erstellung der Planfeststellungsunterlagen durch die 
Auftragsverwaltung Niedersachsen, kann das Planfeststellungsverfah- 
ren von der zuständigen Bezirksregierung eingeleitet werden. 


66. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Wann ist geplant, die Baureife des zweiten Ab- 
schnittes herbeizuführen, und welche Mittel 
stehen für die weitere Realisation zur Verfü- 
gung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 17. Juli 2000 

Da dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
bisher noch kein Entwurf zur Planung der B 3 Ortsumgehung Celle 
zweiter Abschnitt von südöstlich Celle (B 214) bis südlich Celle (B 3) 
vorliegt, ist eine Aussage über die Baureife nicht möglich. 


67. Abgeordneter 

Manfred 

Heise 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu regionalen 
Vorstellungen im Unstrut-Hainich-Kreis hin- 
sichtlich einer geänderten Linienführung der 
Bundesautobahn A44 über Mühlhausen, an- 
statt des im Verkehrsprojekt Deutsche Einheit 
Nr. 15 geplanten Anschlusses an die Bundes- 
autobahn A4 bei Eisenach, und welcher Pla- 
nungsstand liegt bezüglich der Bundesauto- 
bahn A44 vor (bitte für Hessen und Thürin- 
gen gesondert ausführen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. Juli 2000 

Eür die A 44 als Teil des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit (VDE) 
Nr. 15 wurde am 15. Dezember 1998 vom Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen die Linie bestimmt. Diese, eine 
Verbindung zwischen Kassel und der A 4 bei Wommen, festlegende 
Linienbestimmung folgte dem Vorschlag des Landes Hessen und ba- 
siert auf umfangreichen verkehrlichen, umweltfachlichen und raum- 
ordnerischen Untersuchungen. 

Der erste Teilabschnitt der A 44, die Umfahrung Walburg, ist seit 
12. Mai 2000 in Bau. Der Abschnitt Hessisch Lichtenau befindet sich 
im Planfeststellungsverfahren. Eür alle weiteren Abschnitte werden 
derzeit von der Hessischen Straßen- und Verkehrsverwaltung die 
Planfeststellungsunterlagen erstellt. 

Die regionalen Vorstellungen im Unstrut-Hainich-Kreis hinsichtlich 
einer geänderten Linienführung der A 44 über Mühlhausen sind für 
die Bundesregierung kein Thema. 


68. Abgeordneter 

Manfred 

Heise 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der Bundesverkehrswegeplan 
im Jahr 1999 ausgesetzt worden ist, wie dies 
Berichte in der Thüringer Landeszeitung, Aus- 
gabe Mühlhausen, vom 4. und 6. Juli 2000 na- 
helegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. Juli 2000 

Nein, dies trifft nicht zu. Vielmehr ist der geltende Bundesverkehrswe- 
geplan aus dem Jahr 1992 weiter die Grundlage für die Investitionen 
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des Bundes in die Verkehrsinfrastruktur, wie sie z. B. im Investitions- 
programm für den Ausbau der Bundesschienenwege, Bundesfernstra- 
ßen und Bundeswasserstraßen in den Jahren 1999 bis 2002 ihren Aus- 
druck gefunden haben. Allerdings wird der geltende Bundesverkehrs- 
wegeplan 1 992 zurzeit überarbeitet, vor allem deswegen, weü die neue 
Bundesregierung bei ihrem Amtsantritt festgestellt hat, dass die im 
Vordringlichen Bedarf aufgelisteten Maßnahmen mit 80 bis 90 Mrd. 
DM unterfinanziert sind. 


69. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Hinblick auf 
die Aufstellung künftiger Finanzierungspro- 
gramme für den Ausbau der Bundesfernstra- 
ßen für die Zeit nach 2002 daran festhalten, 
dass in ihren Vorschlägen zum künftigen Be- 
darfsplan für den Ausbau der Bundesfernstra- 
ßen die Ortsumgehung Burgdorf im Zuge der 
B 188 weiterhin als Vordringlicher Bedarf ein- 
gestuft bleibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 17. Juli 2000 

Die Ortsumgehung Burgdorf im Zuge der B 188 wird bei der anste- 
henden Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplanes und damit des 
Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen nach noch festzulegenden 
Rahmenbedingungen und Vorgaben erneut bewertet und ihre Dring- 
lichkeit neu festgestellt. Bei der Aufstellung künftiger Finanzierungs- 
programme bleiben die von dieser Bewertung ausgehende Entschei- 
dung der Bundesregierung für den neuen Bundesverkehrswegeplan 
sowie die Entscheidung des Deutschen Bundestages hinsichtlich der 
Dringlichkeit von Einzelprojekten in einem neuen Bedarfsplan abzu- 
warten. 


70. Abgeordneter 

Werner 

Wittlich 

(CDU/CSU) 


Unter welchen Bedingungen kommt eine pri- 
vate Vorfinanzierung der Umgehungsstraße 
B256 Rengsdorf in Betracht, und welche 
Chancen räumt die Bundesregierung einer pri- 
vaten Vorfinanzierung ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. Juli 2000 

Auf der Grundlage der Entscheidungen der früheren Bundesregie- 
rung aus den Jahren 1992, 1994 und 1998 werden derzeit 27 Bundes- 
fernstraßenmaßnahmen mit einem Gesamtvolumen von rd. 8 Mrd. 
DM vorfinan ziert. 

Diese Form der privaten Vorfinanzierung soll wegen der hohen Vor- 
belastung zukünftiger Haushalte durch Zinszahlungen und den damit 
verbundenen erheblichen Einschränkungen von zukünftigen Bundes- 
fernstraßeninvestitionen nicht ausgeweitet werden. Die Bundesregie- 
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rung sieht daher keine Möglichkeit einer privaten Vorfinanzierung 
der Ortsumgehung Rengsdorf im Zuge der B 256. 


71. Abgeordneter 

Werner 

Wittlich 

(CDU/CSU) 


Besteht nach Ansicht der Bundesregierung die 
Möglichkeit, die Baumaßnahme Umgehungs- 
straße B256 Rengsdorf über eine reine Privat- 
finanzierung mit Refinanzierung durch Maut 
zu realisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 13. Juli 2000 

Die Privatfinanzierung mit Refinanzierung durch Maut ist nur in den 
im Gesetz über den Bau und die Finanzierung von Bundesfernstraßen 
durch Private (Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz - FStrPriv- 
FinG) vom 30. August 1994 genannten Fällen möglich. Gemäß § 3 
FStrPrivFinG kann eine Maut erhoben werden „für die Benutzung 
von neu errichteten 

1. Brücken, Tunneln und Gebirgspässen im Zuge von Bundesauto- 
bahnen und Bundesstraßen, 

2. mehrstreifigen Bundesstraßen mit getrennten Fahrbahnen für den 
Richtungsverkehr mit Kraftfahrzeugen“. 

Die B 256 erfüllt diese Kriterien nicht. Es handelt sich bei der geplan- 
ten Umgehungsstraße nicht um eine autobahnähnliche mehrstreifige 
Bundesstraße mit getrennten Fahrbahnen, sondern um eine überwie- 
gend einbahnige Bundesstraße mit Zusatzfahrstreifen an Steigungen. 

Es ist nicht daran gedacht, den in diesem Bereich geplanten Tunnel 
privat finanzieren zu lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


72. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung als Ausgleich für 
die Entsorgungslasten und den Verlust von 
Arbeitsplätzen einen Ausgleichsfonds für den 
Landkreis Lüchow-Dannenberg einrichten? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 14. Juli 2000 

Die Bundesregierung hat sich in der Vereinbarung mit den Energie- 
versorgungsunternehmen vom 14. Juni 2000 über die geordnete Be- 
endigung der Nutzung der Kernenergie in Deutschland für die Siche- 
rung der Arbeitsplätze in der Energiewirtschaft ausgesprochen. Die 
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Einrichtung eines Ausgleichsfonds für den Landkreis Lüchow-Dan- 
nenberg ist in dieser Vereinbarung weder enthalten, noch beabsichtigt 
die Bundesregierung einen solchen außerhalb dieser Vereinbarung 
einzurichten. Im Übrigen betrachtet die Bundesregierung das in der 
Vereinbarung festgelegte Moratorium nicht als Last für den Land- 
kreis. 

Die Bundesregierung unterstützt die Deutsche Gesellschaft zum Bau 
und Betrieb von Endlagern für radioaktive Abfallstoffe mbH (DBE), 
die im Auftrag des Bundesamtes für Strahlenschutz das Erkundungs- 
bergwerk Gorleben betreibt, bei ihren Bemühungen die Arbeitsplätze 
zu erhalten bzw. sozialverträgliche Lösungen zu linden. In einer Ge- 
samtbetrachtung ist zudem davon auszugehen, dass positive Beschäfti- 
gungseffekte durch die notwendige Energiewende erzielt werden. 


73. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Wenn grundsätzlich Bereitschaft besteht, wie 
hoch wird dieser Londs dotiert sein und auf 
welchen Zeitraum wird er angelegt? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 14. Juli 2000 

Siehe hierzu Antwort zu Lrage 72. 


74. Abgeordneter 

Dr. Paul 
Laufs 

(CDU/CSU) 


Welches sind die rechtlichen und sachlichen 
Unterschiede zwischen „Standort-Zwischenla- 
ger“ und „Interimslager“ (vgl. Antwort der 
Parlamentarischen Staatssekretärin beim Bun- 
desministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Simone Probst, auf die Prä- 
ge 52 des Abgeordneten Dr. Jürgen Gehb, 
Drucksache 14/3615) für die Aufbewahrung 
von Kernbrennstoffen und auf welcher 
Rechtsgrundlage beruht diese Unterschei- 
dung? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 14. Juli 2000 

Rechtliche Unterschiede zwischen den „Standort-Zwischenlagern“ 
und den „Interimslagern“ bestehen nicht. Beide Verfahren werden ge- 
mäß § 6 Atomgesetz (AtG) geführt. 

Sachliche Unterschiede ergeben sich aus den Anträgen z. B. Anzahl 
der Lagerbehälter, Lagerkonzept, geplante Nutzungsdauer. Bei der 
Hallenkonzeption beträgt die Aufbewahrungsdauer in der Regel 
40 Jahre. Die Interimszwischenlager dienen der Überbrückung bis 
zur Verfügbarkeit der Standortzwischenlager. 
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Keine Unterschiede sind im Hinblick auf die sicherheitstechnischen 
Anforderungen zu machen, die von den verschiedenen Konzepten zu 
erfüllen sind. 


75. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefähr- 
dung für die menschliche Gesundheit, die von 
elektromagnetischen Feldern (Elektrosmog) 
insgesamt und von Sendeanlagen des Mobil- 
funks speziell ausgehen? 


76. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, Untersuchungen 
über die Gefährdungspotentiale von Elektro- 
smog in Auftrag zu geben, und wenn ja, um 
welche Untersuchungen handelt es sich dabei? 


77. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass 
durch Einrichtungen, die elektromagnetische 
Felder erzeugen, insbesondere von Mobilfunk- 
sendeanlagen, keine gesundheitlichen Schäden 
entstehen? 


78. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnah- 
men zu ergreifen zum besseren Schutz der 
Bürger vor Gefährdungen, die von Sendeanla- 
gen des Mobilfunks ausgehen, und wenn ja, 
welche? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 14. Juli 2000 

Die Bundesregierung verfolgt die in der Öffentlichkeit z. T. sehr kon- 
trovers geführte Diskussion zu möglichen gesundheitlichen Schäden 
elektromagnetischer Felder mit großer Intensität. Gleichzeitig betei- 
ligt sie sich an internationalen Forschungsvorhaben der Weltgesund- 
heitsorganisation (WHO) zu diesem Thema und fördert in erhebli- 
chem Umfang wissenschaftliche Vorhaben auf dem Gebiet der elekt- 
romagnetischen Felder in Deutschland. Die Themenfelder umfassen 
die gesamte Bandbreite möglicher elektromagnetischer Felder von 
den Hochspannungsleitungen bis zum Mobilfunk. 

Die Zahl der Forschungsarbeiten auf diesem Gebiet ist mittlerweile 
äußerst groß, so dass eine kompetente Risikobewertung nur von Gre- 
mien geleistet werden kann, die sich aus anerkannten Experten der 
verschiedenen betroffenen Fachrichtungen (Medizin, Physik, Biolo- 
gie, Epidemiologie etc.) zusammensetzen. In Deutschland geschieht 
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dies durch die Strahlenschutzkommission, die zu diesem Aufgabenge- 
biet eine eigene Arbeitsgruppe unterhält. Auf internationaler Ebene 
sind das in erster Linie die ICNIRP, die internationale Kommission 
zum Schutz vor nichtionisierenden Strahlen und die WHO. 

Die ICNIRP, die WHO und die Strahlenschutzkommission befassen 
sich laufend mit der Bewertung der neuesten wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse. Sie stützen weiterhin die von der ICNIRP empfohlenen 
Schutzwerte, die auch als Grenzwerte in der 26. Verordnung zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (26. BImSchV) für die Bundesrepu- 
blik Deutschland rechtlich verbindlich gemacht wurden. In der neues- 
ten Veröffentlichung der WHO (Eact Sheet No 193) vom Juni 2000 
wird festgestellt, dass es bislang keinen Anlass gibt, von diesen Schutz- 
werten abzuweichen. Bisher konnte kein wissenschaftlich fundierter 
Beleg für schädliche Gesundheitswirkungen thermischer oder auch so 
genannter athermischer Art gefunden werden, sofern die geltenden 
Grenzwerte eingehalten werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die 26. BImSchV noch im Laufe 
dieser Legislaturperiode zu novellieren, um ihren Anwendungsbereich 
auf den Lrequenzbereich von 0-300 GHz auszuweiten. In diesem Zu- 
sammenhang wird auch darüber entschieden, inwieweit angesichts ei- 
ner immer größeren Dichte elektromagnetischer Leider die Vorsorge- 
aspekte in der 26. BImSchV verstärkt werden. 


79. Abgeordneter 

Engelbert 

Clemens 

Wistuba 

(SPD) 


Entspricht die Meldung des Magazins „Spie- 
gel“ vom 26. Juni 2000 den Tatsachen, dass 
ein Atomendlager im Landkreis Wittenberg in 
Erwägung gezogen wird, und wenn ja, wie 
stellt sich der Planungssachstand dar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 6. Juli 2000 

Nein. Die Meldung des Magazins „Spiegel“, bestimmte Orte in der 
Bundesrepublik Deutschland würden auf ihre Eignung als Endlager 
geprüft oder in Erwägung gezogen, trifft so nicht zu. 

Richtig ist, dass Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit, Jürgen Trittin, im Eebruar 1999 den Arbeitskreis End- 
lagerstandorte eingerichtet hat. Er hat zur Aufgabe, ein Verfahren für 
die Auswahl von Endlagerstandorten zu entwickeln, die für eine siche- 
re Endlagerung geeignet sind und gleichzeitig Akzeptanz in der Öf- 
fentlichkeit finden. Der Arbeitskreis nimmt aber keine Vorauswahl 
von Endlagerstandorten vor. Er bestimmt vielmehr standortunabhän- 
gige Kriterien für ein Endlager nach den Vorgaben der Bundesregie- 
rung. 

Die im „Spiegel“ genannten Standortregionen entstammen Studien, 
die von der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe im 
Auftrag der damaligen Bundesregierung erstellt und Mitte 1995 der 
Öffentlichkeit vorgestellt wurden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


80. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zur Bedeutung der Internationalen Schu- 
len in Deutschland, und wie werden deren Per- 
spektiven bewertet?*) 


Antwort der Bundesministerin Edelgard Bulmahn 
vom 14. Juli 2000 

Die Bundesregierung begrüßt es, dass für ausländische Mitbürger 
u. a. durch Internationale Schulen ein breitgefächertes Bildungsange- 
bot in Deutschland zur Verfügung steht und unterstreicht deren Be- 
deutung für Deutschland als international attraktivem Bildungsstand- 
ort. Die Zuständigkeit für diese Schulen liegt bei den Ländern. Aller- 
dings fördert die Bundesregierung Europäische Schulen in Deutsch- 
land, von denen zwei sich in Karlsruhe und München befinden. Eine 
weitere Europäische Schule ist in Erankfurt/Main geplant. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


81. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrlch 

(CDU/CSU) 


Wie verschiebt sich das prozentuale Verhältnis 
zwischen den jeweiligen Einanzmitteln für die 
multilaterale und bilaterale Entwicklungszu- 
sammenarbeit im Einzelplan 23 des für das 
Jahr 2001 vorgelegten Entwurfs des Bundes- 
haushaltsplans gegenüber den Vorjahren? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 14. Juli 2000 

Der Anteil der Ausgaben für die bilaterale Entwicklungszusammen- 
arbeit an den Gesamtausgaben des Einzelplans 23 beträgt für den 
Haushaltsentwurf 2001 65,6 v.H. (Soll 2000: 66,4 v.H.; Ist 1999: 
66,4 V.H.; Ist 1998: 67,7 v. H.). 

Im Vergleich dazu belaufen sich die anteiligen Ausgaben für die multi- 
laterale Entwicklungszusammenarbeit auf 33,1 v.H. (Soll 2000: 
32,3 V. H.; Ist 1999: 32,5 v. H.; Ist 1998: 31,3 v. H.). 


* ) s. hierzu auch Frage 21 
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82. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


In welcher Größenordnung beschleunigt sich 
der bislang zähe Abfluss der Finanzmittel aus 
dem Europäischen Entwicklungsfonds und 
sind hieraus Rückflüsse zu Gunsten des 
Finanzplanfonds der deutschen bilateralen 
Finanziellen Zusammenarbeit zu erwarten? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 14. Juli 2000 

Die Bundesregierung rechnet in Zukunft mit einer steigenden Ab- 
flussgeschwindigkeit bei den Ausgaben für den Europäischen Ent- 
wicklungsfonds, deren Höhe zurzeit nicht quantiflzierbar ist. Rück- 
flüsse (d. h. Deckungsmittel) zu Gunsten der Finanziellen Zusammen- 
arbeit sind deshalb nicht zu erwarten. 


83. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Mittel wird die Bundesregierung im 
Bundeshaushaltsplan 2001 für Leistungen im 
Rahmen des Stabüitätspaktes Südosteuropa 
zur Verfügung stellen, vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass im Entwurf für den Bundes- 
haushalt 2001 der Titel „Sonstige Leistungen 
im Rahmen des Stabilitätspaktes für Südost- 
europa“, der im Bundeshaushalt 2000 in 
Höhe von 300 Mio. DM (Einzelplan 60 Ti- 
tel 547 04) etatisiert ist, nicht mehr enthalten 
ist? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 14. Juli 2000 

Von den insgesamt von der Bundesregierung für den Stabilitätspakt 
Südosteuropa beschlossenen Mitteln in Höhe von 1,2 Mrd. DM sind 
im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 2001 Ausgaben i. H.v. 
200 Mio. DM veranschlagt und Verpflichtungsermächtigungen 
i. H. V. 260 Mio. DM ausgebracht. 


84. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


In welchen Einzeltiteln welcher Einzelpläne 
im Haushaltsentwurf 2001 sind die Mittel für 
den Stabilitätspakt Südosteuropa etatisiert? 

s 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 14. Juli 2000 

Die Mittel für den Stabilitätspakt Südosteuropa sind im Haushaltsent- 
wurf 2001 im Kap. 23 02 bei Tit. 687 01 (Beiträge an die Vereinten 
Nationen, ihre Sonderorganisationen sowie andere internationale Ein- 
richtungen und internationale Nichtregierungsorganisationen), Tit. 



Drucksache 14/3911 


-52- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


687 12 (Förderung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent- 
wicklung in Ländern Mittel- und Osteuropas und der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten) und Tit. 866 01 (Finanzielle Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern) veranschlagt. 


85. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Haushaltsmittel, die für 
Maßnahmen im Rahmen des Stabilitätspaktes 
Südosteuropa voraussichtlich vom Bundesmi- 
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, vom Auswärtigen Amt, vom 
Bundesministerium des Innern, von der Deut- 
schen Welle und eventuell weiteren Bundesmi- 
nisterien bewirtschaftet werden können? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 14. Juli 2000 

Die Aufteilung der zu bewirtschaftenden Haushaltsmittel liegt zurzeit 
noch nicht fest und wird zu gegebener Zeit durch den im Gesamtkon- 
zept der Bundesregierung für den Einsatz der Haushaltsmittel Stabili- 
tätspakt vorgesehenen Lenkungsausschuss Auswärtiges Amt, Bundes- 
ministerium der Finanzen, Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung einvernehmlich festgelegt. 


Berlin, den 21. Juli 2000 
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